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Geſetz- Sammlung 


fuͤr die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


„ N ed. 


(Ir. 2658.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 31. Oktober 1845., betreffend die Beſtaͤtigung 
des unterm 5. April d. J. notariell vollzogenen Statuts der Preußiſchen 
National-Verſicherungsgeſellſchaft zu Stettin. 


Auf Ihren Bericht vom 15. Auguſt d. J. will Ich dem in Stettin unter 
dem Namen „Preußiſche National-Verſicherungsgeſellſchaft“ gebildeten Ver— 
eine, welcher den Zweck hat, Verſicherungen gegen See-, Strom- und Feuers— 
gefahr zu uͤbernehmen, nach den Vorſchriften des Geſetzes vom 9. November 
1843, die Rechte einer Aktiengeſellſchaft verleihen und das, unter dem 5. April 
d. J. notariell vollzogene Statut derſelben nebſt den angehaͤngten Aſſekuranz⸗ 


Ordnungen hierdurch, jedoch mit folgenden Maaßgaben beftätigen. 


1) im zweiten Satz des H. 5. des Statuts iſt zwiſchen den Worten „Ge: 
ſellſchaft!“ und „aufgeloͤſt“, einzuſchalten: „vorbehaltlich der Genehmigung 
des Staats“; 

2) im erſten Abſatz des H. 34. des Statuts iſt hinter dem Zitat: „Allge⸗ 
meine Gerichtsordnung Th. I. Tit. 2. F. 167. und folgende, noch ein— 
zuſchalten, „Titel 30. F. 50 —56.“; 

3) der dritte Abſatz des F. 34. des Statuts, welcher unſtatthafte Beſtim⸗ 
mungen uͤber den Inſtanzenzug bei dem ſchiedsrichterlichen Prozeßver— 
fahren enthält, ſoll mit Weglaſſung des erſten Satzes fo lauten: 

„Von dieſer ſchiedsrichterlichen Entſcheidung findet alsdann noch die 
Berufung an das hieſige Königliche See- und Handelsgericht im vor— 
ſchriftsmaͤßigen Rechtsgange Statt“; 

4) dem $. 40. des Statuts iſt folgender Zuſatz zu geben: f 

„Die Legitimation der Direktoren wird auf gleiche Weiſe, wie (nach 
$. 54.) die des Verwaltungsrathes, durch Ausfertigung des nota— 
riellen Protokolls uͤber ihre Ernennung gefuͤhrt. 

5) in F. 24. des Anhangs A. ſollen die Worte: „die mit dem Schiffs— 
Journal uͤbereinſtimmen“ wegfallen und ſtatt deſſen geſagt werden: „Die 
mit dem Schiffsjournal nicht in Widerſpruch ſtehen.“ 


Nach der Berichtigung dieſer Punkte iſt das hierbei zuruͤckfolgende Statut mit 
Jahrgang 1815. (Nr. 2658.) 112 ſeinen 
Ausgegeben zu Berlin den 29. Dezember 1845. 
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ſeinen Anhaͤngen und dieſer Order durch die Geſetzſammlung und das Amts— 


blatt der Regierung zu Stettin zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringen. 
Sansſouci, den 31. Oktober 1845. 


Friedrich Wilhelm. 


An die Staatsminiſter von Bodelſchwingh, Flottwell und Uhden. 


Statuten 
fuͤr 
die Preußiſche National-Verſicherungsgeſellſchaft. 


— EEE EEE. VOR 


Erſter Abſchnitt. 
Errichtung und Zweck der Geſellſchaft. 


H. 0 


* den gegenwaͤrtigen Vertrag iſt unter der Firma: 
Preußiſche National⸗Verſicherungsgeſellſchaft 
ein Verein von Aktionairen zu einer Geſellſchaft zuſammengetreten, die den Zweck 
hat, nach naͤherer Beſtimmung dieſes Statuts, Verſicherungen 
gegen Seegefahr, 

Stromgefahr und 

Feuergefahr 
zu uͤbernehmen. i 

Die Geſellſchaft wird in allen ihren Angelegenheiten wie angegeben fir— 
miren, und ſich des Siegels, welches die obige Firma fuͤhrt, bedienen. 

F. 2. 

Das Domizil der Geſellſchaft iſt Stettin und ihr Forum das Königliche 
Land- und Stadtgericht daſelbſt. Die Geſellſchaft hat kaufmaͤnniſche Rechte und 
Pflichten. Uebernimmt fie Wechſelverbindlichkeiten, fo iſt gegen fie zwar der 
Wechſelprozeß zulaͤſſig, die Exekution findet jedoch nur in das Vermoͤgen der 
Geſellſchaft ſtatt. 

H. 3. 
Der Fonds der Geſellſchaft beſteht in einem Kapitale von 


io Drei Millionen Thaler Preußiſch Kurant, 
welches in 7500 Aktien, jede zu 400 Thaler, vertheilt und zuſammengebracht 1 7 7 
Au 


Auf jede dieſer Aktien werden 25 Prozent baar eingeſchoſſen, uͤber den 
Reſt unverzinsliche Solawechſel auf vierwöchentliche Kündigung ganz oder theil⸗ 
weiſe zahlbar an die Order der Firma ausgeſtellt. Fuͤr den Betrag dieſer Sola— 
wechſel iſt jeder Aktionair wechſelmäßig verhaftet, auch wenn er ſonſt nicht wech⸗ 


5 


ſelfaͤhig wäre. Wer die ihm ganz oder theilweiſe gekuͤndigten Wechſel bis fpd- 
teſtens innerhalb 8 Tagen nach Ablauf der Kuͤndigungsfriſt nicht einloͤſt, giebt 
dem Vorſtande der Geſellſchaft das Recht, entweder den Wechſel einzuklagen, 
oder den Aktionair ſeines Rechts auf die Aktie zum Beſten der Geſellſchaft fuͤr 
verluſtig zu erklaͤren. Im letzteren Falle wird die Aktie von der Direktion durch 
einen Maͤkler öffentlich meiſtbietend verkauft, und der frühere Aftionair ift außer: 
dem der Geſellſchaft für allen Nachtheil verantwortlich. 


8 f 
Die Geſellſchaft tritt ins Leben, ſobald mindeſtens 1,500,000 Thaler 
Preußiſch Kurant gezeichnet ſind und die Genehmigung des Staats ertheilt iſt. 
Bis zur Hoͤhe von zwei Millionen werden die Zeichnungen pari angenommen. 
Zeichnungen fuͤr die dritte Million werden zwar angenommen, doch bleibt der 
Beſchluß vorbehalten, zu welchem Kurſe dieſelben ausgegeben werden ſollen. 


§. 5. 

Die Dauer der Geſellſchaft wird auf 25 Jahre feſtgeſetzt, welche mit 
dem Tage beginnen, wo die Genehmigung des Staats ertheilt iſt. Im Laufe 
der erſten 25 Jahre oder einer etwanigen Prolongation, kann die Geſellſchaft, 
vorbehaltlich der Genehmigung des Staats, aufgelöft werden, wenn bei Ab— 
legung der jaͤhrlichen Schlußrechnung der wahrſcheinliche Verluſt des groͤßten 
Theils des baaren Einſchuſſes erweislich waͤre, und in einer beſondern, mit 
Angabe des Zwecks zuſammenberufenen Generalverſammlung z der erſchiene— 
nen Aktionaire fuͤr die Aufloͤſung der Geſellſchaft ſtimmen. 


H. 6. 

Die Aktien koͤnnen nur mit Genehmigung der Geſellſchaft verpfaͤndet 
werden. Im Fall eines Arreſtſchlages oder einer Exekution ſteht der Direk— 
tion das Recht zu, die Aktien durch einen vereideten Maͤkler an der Boͤrſe 
verkaufen zu laſſen. Der Erloͤs muß dann zur richterlichen Gewahrſam ab— 
geliefert werden. a 


K 7. 

Der Verkauf der Aktien iſt nur mit Genehmigung des Verwaltungs⸗ 
Raths und an ſolche Perſonen zuläffig, welche als? itglieder der Geſellſchaft 
anzunehmen, in keiner Weiſe bedenklich iſt. Das Recht, dieſe Genehmigung 
zu ertheilen, oder fie zu verſagen, ſteht dem VBerwaltungsrath unbedingt und 
ohne, daß er verpflichtet waͤre, Gruͤnde anzugeben, zu. f 

Wird der Verkauf genehmigt, ſo werden dem ausſcheidenden Aktionair 
ſeine Wechſel zuruͤckgegeben, und an deren Stelle die des neuen Aktionairs 
angenommen. ; 

(Fr. 2658.) 112* $. 8. 


$. 8. 

Die Aktien werden nach dem, dem Statut beigegebenen Formulare in 
fortlaufender Nummer, auf einen beſtimmten, namentlich darin benannten Ei⸗ 
genthuͤmer ausgefertigt und auf ein beſonderes Folium in ein hierzu beſtimm⸗ 
tes Aktienbuch eingetragen. In dieſem Aktienbuch werden auch die mit Ge— 
nehmigung des Verwaltungsraths vorgenommenen Veraͤußerungen, die Ver— 
pfandungen oder Beſchlagnahmen (conkr. $. 6.) einzelner Aktien notirt. Die 
Koſten der Stempel zu den Aktien und Wechſeln traͤgt jeder Aktionair. 


Zweiter Abſchnitt. 


Innere und aͤußere Verhaͤltniſſe der Geſellſchaft und ihrer 
Mitglieder. 
§. 9. 

Durch Einzahlung des nach $. 3. beſtimmten Einſchuſſes, durch Aus— 
ſtellung der Wechſel und durch Annahme der letztern Seitens des Verwal— 
tungsraths wird Jemand Aktionair der Geſellſchaft und erlangt dadurch ein 
Recht auf 4 Prozent Zinſen ſeines erſten baaren ſtatutenmaͤßigen Einſchuſſes, 
ſoweit der nach dem jedesmaligen Jahresabſchluſſe ſich ergebende Ueberſchuß 
die Mittel dazu gewaͤhrt, und auf die zu vertheilenden Dividenden, und erhaͤlt 
außerdem ein Miteigenthum an dem Vermoͤgen der Geſellſchaft nach Ver— 
haͤltniß der Aktien, die er beſitzt. 

Spaͤtere Einſchuͤſſe der Aktionaire werden nicht verzinſet. 


$. 10, 


Von der jährlichen reinen Einnahme der Geſellſchaft werden zunaͤchſt 
die Zinſen des erſten Einſchuſſes bezahlt. Der dann verbleibende Gewinn wird 
in den erſten zwei Jahren ganz, in den folgenden Jahren aber die Haͤlfte ſo 
lange zur Bildung eines Reſervefonds verwandt, bis dieſer die Summe von 
300,000 Thalern erreicht hat. Es wird daher in den erſten zwei Jahren von 
dem Gewinne nichts, nach Ablauf dieſes Zeitraums die Haͤlfte des Gewinnes 
bis zur Anſammlung des Reſervefonds auf 300,000 Rthlr.; nachdem dieſe 
Summe erfüllt iſt, der ganze Gewinn jaͤhrlich an die Aktionaire als Dividende 
vertheilt. Dieſe Dividendenzahlungen werden aber, wenn die jaͤhrlichen Ein— 
nahmen zur Deckung der Schäden nicht hinreichen, und der Reſervefonds an— 
gegriffen werden muß, bis dahin ſuspendirt, daß der Reſervefonds wieder die 
fruͤhere Höhe von 300,000 Rthlr. erreicht hat. Die Zinſen des Reſervefonds 
wachſen der jaͤhrlichen Einnahme zu. 

Neue Einſchuſſe koͤnnen nicht eher von den Aktionairen verlangt werden, 
als bis der Reſervefonds abſorbirt und die Haͤlfte des erſten baaren Einſchuſſes 
durch Schadenanfprüche verloren gegangen iſt. . 


. 


Die Auszahlung der Zinſen und der Dividende erfolgt in der erſten 
Haͤlfte des Monats Mai eines jeden Jahres in Stettin oder auch in mehreren 
an⸗ 


anderen großen Staͤdten, wenn der Verwaltungsrath es fuͤr zweckmaͤßig halten 
follte, durch die nach F. 51. dieſer Statuten öffentlich zu benennenden Agenten 
zar Na Den Aktien werden Kupons und Dividendenſcheine bei— 
egeben. 15 

3 Den Produzenten dieſer Kupons und Dividendenſcheine iſt die Direktion 
oder die an anderen Platzen dazu ernannten Haͤuſer als zum Empfang der 
Zinſen und Dividenden fuͤr legitimirt anzuſehen berechtigt, aber nicht verpflichtet. 


$. 12. 


In den Aktien iſt auf das Statut verwieſen und kann ſich deshalb kein 
Aktionair mit Unwiſſenheit des Inhalts entſchuldigen. Jeder Aktionair erhaͤlt 
bei Aushaͤndigung feiner Aktien ein Exemplar der Statuten unentgeltlich. 


$. 13. 


Sobald ein Aktionair fallit wird, — und fuͤr fallit iſt derjenige zu 
achten, uͤber deſſen Vermoͤgen der Konkurs eroͤffnet oder dem kaufmaͤnniſche 
Kuratoren beſtellt find, oder gegen den Wechſelexekution vollſtreckt iſt, oder der 
auf ein moratorium provozirt hat — fo hört feine Theilnahme an der Ge— 
ſellſchaft auf, und die Maſſe hat kein Recht, fie fortzuſetzen. Der Fallit, die 
Konkursmaſſe oder ihre Kuratoren ſind vielmehr verpflichtet, innerhalb dreier 
Monate, nachdem die Zahlungsunfaͤhigkeit erklärt iſt, auf vorangegangene Auf— 
forderung des Verwaltungsraths nach Maaßgabe des F. 7. dieſer Statuten 
den von dem Verwaltungsrath genehmigten Verkauf der Aktien nachzuweiſen. 
Geſchieht dies nicht, ſo hat die Direktion das Recht, die Aktien des Falliten 
nach Maaßgabe des H. 6. verkaufen und den Erloͤs zur richterlichen Gewahr— 
ſam abliefern zu laſſen. Wird die Einlieferung der Aktien verweigert, ſo iſt 
die Direktion befugt, dieſelben nebſt dazu gehörigen Kupons und Dividenden- 
ſcheinen fuͤr null und nichtig zu erklaͤren. 

Die Annullirung der Aktien wird durch einmalige Einruͤckung in die hie: 
ſige Zeitung, die Allgemeine Preußiſche Zeitung und die Boͤrſennachrichten von 
der Oſtſee, ſo lange die letzteren beſtehen, bekannt gemacht. 


$. 14. 

Verſtirbt ein Aktionair mit Hinterlaſſung minorenner oder majorenner 
Erben, die nach dem Dafuͤrhalten des Verwaltungsrathes als Aktionaire nicht 
anzunehmen ſind, ſo ſteht es der Direktion frei, wenn die Erben nicht binnen 
6 Monaten, von dem Todestage ihres Erblaſſers an gerechnet, qualifizirte Käu- 
fer nachweiſen, den öffentlichen Verkauf der Aktien durch einen vereideten Maͤk— 
ler meiſtbietend zu bewirken. Der Erlös wird dann, nach Abzug aller der Ge— 
ſellſchaft an den Verſtorbenen zuſtehenden Forderungen an die Erben abge- 
liefert. ö 
Wegen Annullirung der Aktien, wenn die Erben die Auslieferung der— 
ſelben weigern ſollten, gilt daſſelbe, was im H. 13. bei eintretender Inſolvenz 
eines Aktionairs beſtimmt iſt. 


(Fr. 2678.) A. Ver⸗ 
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A. Verſicherung gegen Seegefahr. 


F. 16. 

Die Rechtsverhaͤltniſſe zwiſchen der Geſellſchaft und ihren Verſicherten 
werden zunaͤchſt nach etwanigen beſonderen Feſtſetzungen der Polize, dann nach 
den Beſtimmungen des Anhangs A. zum Statut H. 1. bis 32. beurtheilt. Wenn 
beide den Fall nicht beruͤhren, ſo unterwirft ſich bei Verſicherungen für See⸗ 
gefahr, welche ſich auf Schiffe und Waaren beziehen konnen, die Geſellſchaft 
in Hinſicht aller großen Havarie, ſo weit ſie vor Preußiſchen Gerichten aufge— 
macht werden, den Preußiſchen Landesgeſetzen, in allen uͤbrigen Beziehungen 
aber der Hamburger Aſſekuranz und Havarie-Ordnung vom 10. September 
1731., ſowie den geſchriebenen Ufanzen und Gewohnheiten der Hamburger 
Boͤrſe, dergeſtalt jedoch, daß, wo ſie zweifelhaft oder nicht ausreichend ſind, die 
Vorſchriften des Allg. L. R. Thl. II. Tit. 8. Abſchnitt XII. und XIII. ent⸗ 
ſcheiden. 

$. 16, 


Die Prämie muß bei Schließung der Aſſekuranz bezahlt werden, und 
ehe ſie nicht bezahlt iſt, tritt der Verſicherungsvertrag nicht ins Leben. Wer⸗ 
den die Prämien in einzelnen Fallen kreditirt, jo it dies Sache der Vereini— 
gung zwiſchen der Direktion und dem Verſicherten. 


$. 17. 


Hat die Geſellſchaft von einem inſolvent gewordenen Verſicherten Pra- 
mien fuͤr laufenden Riſiko zu fordern, ſo iſt dieſer Riſiko ſtillſchweigend aufge— 
kuͤndigt und erhaͤlt nur dann ſeine Guͤltigkeit wieder, wenn die Kuratoren der 
Maſſe die Praͤmie ſogleich verguͤten. 


B. Verſicherungen gegen Stromgefahr. 
$. 18. 


Die Geſellſchaft uͤbernimmt Verſicherungen fuͤr alle Waaren ohne Un— 
terſchied, mit Ausnahme der Waaren, deren Ein-, Aus- oder Durchfuhr ver— 
boten iſt. Ob und in wiefern auf 

Schießpulver, Schwefel, Schwefelſaͤure, Theer, Heu, Stroh, Terpentin, 

Terpentinoͤl, Vitrioloͤl, Zuͤndhoͤlzer und chemiſche Feuerzeuge, 
Verſicherungen angenommen werden konnen, hat die Direktion in jedem einzel— 
nen Falle zu beſtimmen. 

Sind zur Ein⸗, Aus- und Durchfuhr verbotene Waaren bei der Geſell— 
ſchaft verſichert, ohne daß die Eigenſchaſt derſelben bekannt war, ſo verliert 
der Verſicherte ſein Recht auf Erſatz des Schadens und der Fiskus tritt an 
ſeine Stelle. 

$. 19. 


Aller Schaden, der uͤberhaupt Gegenſtand des Erſatzes bei der Verſiche— 
rung gegen Stromgefahr ſein kann, wird nach den folgenden ſpeziellen Beſtim— 
u mun⸗ 
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mungen im Anhange, in ſoweit die Polize nichts Ent i f 
feſtgeſtellt. Polize nichts Entgegenſtehendes enthaͤlt, 
H. 20. 


Die Zahlung der verſicherten Summe geſchieht bei totalen Schaͤden einen 
Monat nach erfolgtem Nachweiſe des ee bei nicht 2 5 Schaͤden 
14 Tage nach erfolgter Regulirung des Schadens hier in Stettin, und zwar 
gegen Uebergabe der mit einer Quittung ohne Vorbehalt verſehenen Poliee, 
oder des Frachtbriefes, oder des Ladeſcheins, auf welchem die Verſicherung 
bemerkt iſt. 

H. 21. 


Nach Perfektion des Verſicherungsvertrages geht die Verbindlichkei 
Geſellſchaft von dem Zeitpunkte an, wo die hate wt Lande ae, or % 
Bord des zum Transport beſtimmten Fahrzeuges gebracht zu werden. 

855 e der Geſellſchaft bort dagegen auf 

1) waͤhrend der Reiſe, wenn eine freiwillige, ni ige“ 
der Waare eintritt (confr. $. 19); A pet wedige Yyplabung 
2) nach beendigter Reiſe, wenn die Waare das Land beruͤhrt, oder nach 

5 175 Beſtimmungsorte innerhalb ſpaͤteſtens 14 Tage nicht aus⸗ 

geladen iſt. 


C. Verſicherungen gegen Feuersgefahr. 
22 


Die Geſellſchaft übernimmt Verficherungen gegen Feuersgefahr auf alle 
bewegliche und unbewegliche Gegenſtaͤnde, welche durch Feuer zerftört oder be⸗ 
ſchaͤdigt werden koͤnnen, mit Ausnahme von baarem Gelde, Edelſteinen und 
Dokumenten aller Art. Ueber etwanige andere Ausnahmen ſoll in der naͤchſten 
Generalverſammlung Vortrag gehalten und beſchloſſen und dieſer Beſchluß dem 
Direktorio zur Richtſchnur anheim gegeben werden. 

. 28, 

Dieſe Uebernahme der Gefahr Seitens der Geſellſchaft erſtreckt fich nicht 
allein auf das Verbrennen der verſicherten Gegenſtaͤnde, ſondern auch auf das 
Zerſtoͤren und Verderben derſelben bei Gelegenheit des Loͤſchens, auf die Ent— 
wendung bei dem Ausraͤumen oder Bergen und auf die zweckmaͤßig verwandten 

Rettungskoſten. 
N ( 

Dagegen haftet die Geſellſchaft nicht fuͤr diejenigen Feuerſchaͤden, die 
durch Kriegsereigniſſe, Volksauflauf, militairiſche Gewalt und Erdbeben, durch 
Bosheit oder grobes Verſehen des Verſicherten entſtanden oder dadurch herbei— 
gefuͤhrt ſind, daß der Verſicherte gegen den Rath des Agenten der Geſellſchaft 
oder“ der Polizeibehoͤrde voreilig ausraͤumte. 

N 2 

Die Verſicherung darf nur den Schadenerſatz, nicht eine Bereicherun 

des Verſicherten bezwecken. Es ſoll daher ſowohl jedes Immobile, ale 100 
(Nr. 20580 Gegen: 
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Gegenſtand des Mobiliarvermoͤgens nur nach dem gemeinen Werth zur Zeit 
der Verſicherungsnahme verſichert werden. Kunſt- und ſolche Sachen, denen 
ein gemeiner Werth nicht wohl beizulegen iſt, ſind in der Polize ſpeziell mit 
Angabe der Verſicherungsſumme aufzufuͤhren. 

§. 26, 

Der Verſicherte iſt bei Verluſt ſeines Rechts verpflichtet, von dem durch 
Brand, durch Rettung oder Entwendung verurſachten Schaden dem Agenten 
der Geſellſchaft, wenn ein ſolcher am Orte iſt, innerhalb 24 Stunden nach 
dem Brande, ſonſt der Direktion mit naͤchſter Poſt Anzeige zu machen, binnen 
3 Tagen den ungefaͤhren Betrag des Schadens aufzugeben und binnen 4 Wochen 
die Schadenrechnung, mit den noͤthigen Beweiſen verſehen, der Direktion oder 
dem Agenten einzureichen. 

N 

Die Schadenrechnung darf nicht hoͤher geſtellt werden, als nach dem 
Werthe, welchen die verſicherten Gegenſtaͤnde am Tage des Brandes an dem 
Orte, wo ſie ſich befanden, hatten. Der hoͤchſte Erſatz jedoch, den ein Ver— 
ſicherter fordern kann, bleibt der betreffende Theil der Verſicherungsſumme. 
Wenn die bei einem Brande vorhandenen Verſicherungsgegenſtaͤnde den Betrag 
der Verſicherungsſumme uͤberſteigen, ſo wird der Eigner fuͤr den Mehrbetrag 
als Selbſtverſicherer angeſehen und trägt den Schaden bro rata, ſowie daraus 
zugleich hervorgeht, daß er für ſolchen Fall einen verhaͤltnißmaͤßigen Antheil 
am Geretteten hat. 

$. 28. 

Die Verſicherung verliert ihre Guͤltigkeit, wenn irgend ein nach den Klaſ— 
ſifikationen der Geſellſchaft, wie ſolche in den gedruckten Bedingungen bekannt 
gemacht worden ſind, auf groͤßere Feuersgefahr einwirkender Umſtand in dem 
Antrage verſchwiegen oder unrichtig angegeben iſt, oder der Verſicherte ſich 
irgend einer Taͤuſchung zum Nachtheil der Geſellſchaft bedient, und iſt dann 
die gezahlte Praͤmie verfallen. 


$. 29. 


Sind Hypotheken auf die verbrannten oder beſchaͤdigten Gebaͤude einge— 
tragen, fo bezahlt die Geſellſchaft den feſtgeſtellten Schaden nur Behufs Wieder— 
herſtellung jener Gebaͤude, in ſofern die eingetragenen Hypothekglaͤubiger nicht 
in die unbedingte Auszahlung willigen. 

Wenn bei einer Gebaͤudeverſicherung der Entſchaͤdigungs-Anſpruch des 
Verſicherten durch deſſen Schuld verloren geht, ſo verzichtet die Geſellſchaft 
auf dieſen Einwand, eingetragenen Hypothekglaͤubigern gegenuͤber, gegen die 
foͤrmliche Uebertragung deren bezuͤglichen Rechte an die Geſellſchaft. Liegt der 
Betrag der Hypothekenforderung nur theilweiſe innerhalb der Verſicherungs— 
ſumme, ſo darf der betreffende Glaͤubiger auch nur den bezuͤglichen Theil ſeiner 
Forderung mit dem Vorzugsrecht vor dem Ueberreſt abtreten. 


F. 30. 
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H. 30. 5 
Die ſpeziellen Beſtimmungen ſind in dem Anhange aufgefuͤhrt. Dieſe 
ſind maaßgebend, wenn in der Polize nichts dem Entgegenſtehendes ausge⸗ 
ſprochen iſt. 
H. 31. 


Wenn vor oder bei Abſchließung einer Verſicherung die Aufgabe im 
Verſicherungsvertrage falſch gemacht, oder dabei, ſowie bei deren Prolongation 
etwas verſchwiegen iſt, was einwirkend auf Beurtheilung des Riſikos nach dem 
Gutachten Sachverſtaͤndiger haͤtte angeſehen werden koͤnnen, wenn namentlich 
auf einen oder auf ſaͤmmtliche verſicherte Gegenſtaͤnde bei einer andern Anſtalt 
Verſicherung genommen iſt, oder genommen wird, ohne daß der Direktion davon 
Anzeige gemacht iſt, ſo iſt die Polize unguͤltig und die bezahlte Praͤmie ver— 
fallen. Es muß ſogar die Verſicherungsſumme, wenn ſie gezahlt iſt, von dem 
Verſicherten zuruͤckgezahlt werden, wenn die Unrichtigkeit feiner Angaben oder 
das Verſchweigen erheblicher Thatſachen erſt ſpaͤter ermittelt iſt. 


§. 32. 


Tritt bei den verſicherten Gegenſtaͤnden ein Wechſel der Eigenthuͤmer 
ein, oder werden die verſicherten Gegenſtaͤnde an einen andern, als den in der 
Polize bemerkten Ort gebracht, oder werden Veranderungen an den verſicherten 
Gegenſtaͤnden oder den Gebaͤuden, worin dieſelben befindlich, vorgenommen, 
oder neue Anlagen mit denſelben verbunden, ſo daß ſolches nach dem Gut— 
achten von Sachverſtaͤndigen als das Riſiko vermehrend, angeſehen werden kann; 
werden Gewerbe, die in dem Verſicherungsvertrage nicht bezeichnet ſind, in 
oder an dem verſicherten Lokale oder in oder an demjenigen, welches verſicherte 
Gegenſtaͤnde enthaͤlt, ſei es fuͤr kurze oder laͤngere Zeit, errichtet oder betrieben, 
oder werden feuergefaͤhrlichere Gegenſtaͤnde, als die urſpruͤnglich verſicherten, 
darin geſchaͤftlich niedergelegt; uͤberhaupt wenn irgend etwas eintritt, was die 
Angabe im Verſicherungsvertrage aͤndert, ſo iſt unverzuͤglich der Direktion der 
Geſellſchaft oder der betreffenden Agentur hiervon ſchriftliche und portofreie 
Anzeige zu machen, bei Verluſt der Gultigkeit der Polize und der bezahlten 

raͤmie. 
? Feuergefahrlich find unter Andern: 

Branntwein bis zu 60 Prozent Tralles, ungedroſchene Feldfruͤchte, 
Flachs, Hanf, Harze, Heu, Stroh, Holzkohlen, Oel, Rauhkarden, Speck, Theer 
und Thran. Hoͤchſt feuergefaͤhrlich ſind unter Andern: Firniß, Salpeter, 
Schwefel Spiritus, Branntwein uͤber 60 Prozent Tralles, Terpentin, Schieß⸗ 
pulver, Terpentinöl und aͤtheriſche Oele. \ 

Bei den in dieſem H. proſpizirten Fallen haͤngt es von dem Ermeſſen 
der Direktion ab, ob die Verſicherung bei dem veraͤnderten Riſiko fortbeſtehen 
oder ganz aufhören ſolle, 8 ob und welcher Nachſchuß auf die Prämie 
im erſteren Falle von dem Verſicherten zu leiſten ſei. 

Die bewilligte Veraͤnderung muß auf der Polize oder dem Prolonga⸗ 
tionsſcheine bemerkt werden, ſonſt treten ſolche außer Kraft. Wird die Ver⸗ 
ſicherung aufgehoben, fo wird der betreffende Praͤmienbetrag für die noch lau— 
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2 


einer folchen Verſicherungsveraͤnderung ereignet, wird nicht verguͤtet. 


§. 33. 


Die Verſicherungen bei der Geſellſchaft können auf beliebige Zeit nicht 
laͤnger jedoch als auf 7 Jahre geſchehen. Bei Verſicherungen unter einjaͤhriger 
Dauer ſind die Praͤmien verhaͤltnißmaͤßig hoͤher, bei den auf mehrere Jahre 
niedriger. 


D. Allgemeine Beſtimmungen. 
H. 34. 


Bei Streitigkeiten zwiſchen der Geſellſchaft und den Verſicherten tritt 
das in der Allg. Gerichtsordnung Thl. I. Tit. 2. Hg. 167. seq. Tit. 30. 
ss. 50 —56, vorgeſchriebene ſchiedsrichterliche Verfahren mit folgenden Maaß⸗ 
gaben ein. 

Die beiden Schiedsrichter werden von dem Vorſteheramt der hieſigen 
Kaufmannſchaft gewaͤhlt. Koͤnnen ſich die Schiedsrichter uͤber ihren Ausſpruch 
nicht einigen, ſo waͤhlen ſie einen Obmann. Findet auch uͤber die Wahl des 
Obmannes keine Vereinigung Statt, ſo ernennt denſelben das Vorſteheramt der 
hie ſigen Kaufmannſchaft. 

Von dieſer ſchiedsrichterlichen Entſcheidung findet alsdann noch die Be⸗ 
rufung an das hieſige Königliche See- und Handelsgericht im vorfchriftsmäßi- 
gen Rechtsgange Statt. 

Zu Schiedsrichtern und Obmaͤnnern wählbar find nur unpartheiiſche in 
Stettin wohnhafte Maͤnner. 

Den Entſcheidungen werden zunaͤchſt die Beſtimmungen des Statuts zum 
Grunde gelegt. u 

Enthalten dieſe über den ſtreitigen Fall nichts, oder find fie nicht aus⸗ 
reichend, fo wird in See-Aſſekuranzſtreitigkeiten vorzugsweiſe auf die Hamburger 
Aſſekuranz⸗ und SIE vom 10. September 1731., ſowie auf die ge⸗ 
ſchriebenen Uſanzen und Gewo nheiten der Hamburger Börfe, und dann erſt, 
wenn dieſe nicht ausreichen oder nicht klar find, auf die Vorſchriften des Land— 
rechts rekurrirt. Bei Strom- und Feuer-⸗Aſſekuranzſtreitigkeiten kommen dagegen 
die Preußiſchen Geſetze nach dem Statute vorzugsweiſe zur Anwendung. 


H. 35. | 
Die Geſellſchaft hat das Recht, jede ihr angetragene Verſicherung, ohne 
Angabe der Gruͤnde, zuruͤckzuweiſen. 
AFI tek A ne. 
Von der Verwaltung und Geſchaͤftsfuͤhrung der Geſellſchaft. 
H. 36. 


Die Angelegenheiten der Preußiſchen National-Verſicherungsgeſellſchaft 
werden durch de Direktoren unter Kontrolle eines aus fuͤnf Mügſiedern be⸗ 
b ſtehen⸗ 
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ſtehenden Verwalthungsraths, welchem letztern fuͤr den Fall des Ausſcheidens 
oder der Behinderung drei Stellvertreter beigegeben ſind, verwaltet. 5 


A. Vom Direktorio. 


6 $. 37. 
Das Direktorium beſteht aus zwei Direktoren, 
dem Bevollmaͤchtigten, erſten Direktor, und 
dem zweiten Direktor. 
Beide Direktoren ſind die eigentlich verwaltende Behoͤrde und vertreten 
die Geſellſchaft in allen Fallen, wo nicht dem Verwaltungsrath eine beſtimmte 
Wirkſamkeit angewieſen iſt. 


H. 38. 


Der ganze Geſchaͤftsbetrieb wird buͤreaumaͤßig geleitet. Ueber eine jede 
einzelne Branche der See-, Strom⸗ und Feuerverſicherung muͤſſen beſondere 
Buͤcher gefuͤhrt, einer jeden auch ein beſonderes Konto auf dem Hauptbuch 
angewieſen werden. 

Die Direktoren ſind ſich in allen ihren Funktionen bei Abweſenheits- oder 
Verhinderungsfaͤllen ſubſtituirt. 


$. 39. 


Ueber die Gefchäftsverwaltung wird von dem Verwaltungsrath eine be⸗ 
ſondere Inſtruktion ausgearbeitet werden, von der das Direktorium unter keinen 
Umſtaͤnden abweichen darf, und fuͤr deren Befolgung es verantwortlich iſt. 


§. 40. 


Die Direktoren, welche jederzeit Aktionaire der Geſellſchaft fein muͤſſen, 
werden von der Geſellſchaft, nach den deshalb von dem Verwaltungsrath zu 
machenden Vorſchlaͤgen, auf beſtimmte Jahre, welche jedoch den Zeitraum von 
10 Jahren nicht uͤberſchreiten duͤrfen und mit dem Vorbehalt ernannt, daß 
ihnen auch waͤhrend der Dauer des mit ihnen geſchloſſenen Kontrakts gekuͤndigt 
werden kann, wenn ſie den Erwartungen der Geſellſchaft nicht entſprechen, und 
die Mehrheit der Stimmen einer Generalverſammlung fuͤr die Entlaſſung ſen⸗ 
tirt. Kein Direktor darf weder fuͤr ſich noch durch Andere kaufmaͤnniſche Ge- 
ſchaͤfte treiben, noch andere Aemter uͤbernehmen. 

Die Legitimation der Direktoren wird auf gleiche Weiſe, wie (nach 
$. 54.) die des Verwaltungsraths durch Ausfertigung des notariellen Proto⸗ 
kolles über ihre Ernennung geführt. 


$. 41. 

Das Gehalt der Direktoren und der andern Offizianten beſtimmt der 
Verwaltungsrath. Ueber die Anſtellung und Entlaſſung der Letzteren, ſowie 
auch uͤber die Anſtellung von Agenten auf auswaͤrtigen Handlungsplaͤtzen und 
über deren Remuneration, entſcheidet zwar ebenfalls der Verwaltungsrath, er 
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wird jedoch bei der desfallſigen Berathung das Direktorium mit gleicher 
Stimmenberechtigung zuziehen. 

Die Errichtung von Agenturen an auswärtigen Plaͤtzen wird für zweck— 
mäßig erachtet. An welchen Platzen Agenturen zu errichten, hängt von der 
Beſtimmung des Verwaltungsraths ab. 5 


F. 42. 


Die Art und Weiſe, wie die Polizen gezeichnet werden ſollen, bleibt der 
Inſtruktion vorbehalten. 


$. 43. 


Die Benutzung der vorhandenen Gelder erfolgt nach dem Ermeſſen des 
Verwaltungsraths durch Anleihen auf ſtaͤdtiſche Grundstücke innerhalb der 
Haͤlfte, auf ländliche Grundſtuͤcke innerhalb 2 ihres Werths, auf dergleichen 
hypothekariſche Obligationen, auf Staats- oder andere fundirte Papiere, auf 
Waaren nach den Grundfägen der Königlichen Bank, auf Getraide bis zum 
halben Werth, durch Diskontiren von guten Wechſeln und ausnahmsweiſe durch 
den Ankauf von Preußiſchen Staats- und anderen guten Papieren. 


B. Vom Verwaltungsrath. 
F. 44. 


Der Verwaltungsrath iſt die unmittelbar vorgeſetzte Behoͤrde des Di— 
rektorii, und feinen Anordnungen muß das Direktorium unbedingt Folge leiſten. 
Der Verwalfungsrath verſammelt ſich regelmäßig alle Monat wenigſtens ein— 
mal; außerordentliche Seſſionen werden von dem Vorſitzenden des Verwal— 
tungsraths ausgeſchrieben. Dieſen Verſammlungen 2 das Direktorium 
bei, hat aber nur eine berathende Stimme. 

Der Vorſitzende des Verwaltungsrathes und ſein Stellvertreter werden 

von dem Verwaltungsrath ſelbſt gewahlt. Der Verwaltungsrath wird von 
der Generalverſammlung nach abſoluter Stimmenmehrheit gewählt. Sind die 
Stimmen gleich, ſo geht der vor, der die meiſten Aktien beſitzt, bei Gleichheit 
ie Sn entſcheidet das Loos. Waͤhlbar find nur Aktionaire, die in Stettin 
wohnen. 
N Kein Aktionair iſt gezwungen, die auf ihn zum Verwaltungsrath gefal— 
lene Wahl anzunehmen. Die Erklärung über die Annahme der Wahl erfolgt 
von Gegenwaͤrtigen in der Generalverſammlung ſofort, von Abweſenden bin— 
nen drei Tagen nach der Bekanntmachung. er ſich gar nicht erklaͤrt, von 
dem wird angenommen, er lehne die Wahl ab. 

Der ee iſt beſchlußfaͤhig, wenn mindeſtens drei Mitglie— 
der anweſend ſind. Die Stellvertreter koͤnnen zu den Seſſionen des Verwal— 
tungsraths zugezogen werden, haben aber kein Stimmrecht, es ſei denn, daß 
ſie an die Stelle eines Verwaltungsraths treten. Erſt, wenn der Verwal— 
tungsrath aus weniger Mitgliedern beſteht, treten die Stellvertreter ein und 
werden zu den Berathungen zugezogen. Den Vorſitz im Verwaltungs rath muß 
jedesmal ein Verwaltungsrath führen. In den Seſſionen des Verwaltungs- 

Raths 


— 801 — 


Raths fuͤhrt der 5 das Protokoll, welches von ſaͤmmtlichen anwe- 
ſenden Verwaltungsraͤthen unterſchrieben werden muß. Dieſe Protokolle wer: 
den im Archive der Geſellſchaft aufbewahrt und geben vollen Beweis fuͤr und 
gegen den Verwaltungsrath. 

$. 45. 

Der Verwaltungsrath wählt monatlich aus feiner Mitte alternirend zwei 
Mitglieder, welche als fungirende Räthe der Direktion zur Seite ſtehen und 
ſie in Krankheits- und ſonſtigen Behinderungsfaͤllen vertreten. Dieſe fungi⸗ 
renden Verwaltungsraͤthe nehmen Kenntniß von dem laufenden Geſchaͤft, revi⸗ 
diren die Kaſſe und das Portefeuille monatlich wenigſtens einmal und nehmen 
darüber ein Protokoll auf, in welches der Beſtand der Kaffe und des Porte— 
feuilles genau aufgenommen werden muß. ä 


H. 46, 


Der Verwaltungsrath, welcher die Leitung und Behandlung des ganzen 
Geſchaͤfts Seitens der Direktion fortwaͤhrend im Auge behaͤlt und insbeſondere 
verpflichtet iſt, darauf zu wachen, daß bei den Berliherungen das Maximum 
nicht uͤberſchritten werde, veranlaßt jaͤhrlich mindeſtens eine außerordentliche Re— 
vifion der Kaffe und die des Treſors, über deren Befund ebenfalls ein Pro— 
tokoll aufgenommen werden muß. 


H. 47. N 
Die Aktien werden vom Verwaltungsrath ausgefertigt und ausgegeben. 


F. 48. 


Die erſten Verwaltungsraͤthe werden auf drei Jahre gewaͤhlt. Nach 
Ablauf der drei erſten Jahre ſcheidet jaͤhrlich einer nach der eſtimmung des 
Looſes aus. Der Ausgeſchiedene iſt wieder wählbar, 

Scheidet im Laufe der drei erſten Jahre oder auch ſpaͤter in der Mitte 
eines Jahres ein Verwaltungsrath aus, ſo ruͤckt der Stellvertreter, der die 
meiſten Stimmen hatte, ein. Sind die ſaͤmmtlichen Stellvertreter an die Stelle 
ausgeſchiedener Verwaltungsraͤthe eingeruͤckt, ſo wird Behufs der Wahl der 
neuen Stellvertreter eine außerordentliche Generalverſammlung zuſammenberufen. 

| §. 49. 

Jedes Mitglied des Verwaltungsraths erhält in dem erſten Jahre eine 
fire Remuneration von 300 Rthlr. und hat das Jahr mit dem 1. Juni 1843. 
begonnen. In den fpäteren Jahren erhält jeder der Verwaltungsraͤthe 1 Pro- 
zent von dem reinen Gewinn aller drei Verſicherungsbranchen zuſammenge— 
rechnet, nach Abzug aller Schaͤden, Zinſen und Verwaltung en, Dieſes 
1 Prozent darf jedoch die Summe von 300 Kthlr. fir jeden Einzelnen nicht 
uͤberſchreiten. Die Zahlung des dem Verwaltungsrath ausgeſetzten Honorars 
erfolgt mit Ablauf jedes Rechnungsſahrs der Kompagnie. Der ausſcheidende 
Verwaltungsrath oder die Erben eines etwa verſtorbenen Verwaltun sraths 
erhalten ihren Antheil pro rata der Zeit, während welcher die Funktion ge⸗ 
dauert hat. 
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§. 50. 


Das Amt eines Verwaltungsraths hoͤrt auf mit dem Tode, mit ſeiner 
Inſolvenz, oder wenn er wegen eines ehrloſen Verbrechens mit einer Kriminal⸗ 
ſtrafe belegt worden iſt. a 

Legt ein Verwaltungsrath ſein Amt freiwillig nieder, ſo muß er ſeine 
Abſicht den uͤbrigen Mitgliedern des Verwaltungs raths mit dreimonatlicher 
Friſt zu erkennen geben. Ein Verwaltungsrath muß ſein Amt waͤhrend der 
Dauer deſſelben niederlegen, wenn zwei Drittel der in einer Generalverſamm⸗ 
lung anweſenden Aktionaire dafuͤr ſtimmen. 


C. Von den Generalverſammlungen. 
8 3 

Das gewöhnliche Kalenderjahr iſt das Rechnungsjahr der Geſellſchaft. 
Die ordentliche, jedes Jahr wiederkehrende Generalverſammlung wird in der 
letzten Hälfte des Monats April anberaumt und durch mehrmalige vier Wochen 
vorher inſerirte, Ankuͤndigung in den hieſigen Zeitungen und Intelligenzblaͤttern, 
in den Börfennachrichten der Oſtſee und der Preußifchen allgemeinen Zeitung, 
ſo lange dieſe beſtehen, bekannt gemacht. Dem Verwaltungsrath bleiben etwa- 
nige andere Bekanntmachungen überlaffen. Die Aktionaire erkennen dieſe Art 
der Bekanntmachung als eine rechtsverbindliche inſinuirte und ſchriftliche an. 

In dieſen ordentlichen Generalverſammlungen berichtet der Verwaltungs— 
rath uͤber die Lage des Geſchaͤfts, legt den gedruckten, 14 Tage vorher jedem 
Aktionair auf Verlangen mitzutheilenden Abſchluß vor, und bringt diejenigen 
Gegenſtaͤnde zum Vortrage, die er dazu geeignet findet. Den Aktionairen ſteht 
das Recht zu, in der e ſelbſt Gegenſtaͤnde zum Vortrage 
zu bringen, der Verwaltungsrath iſt aber befugt, jeden Antrag zu der naͤchſten 
Generalverſammlung zu verweiſen, der nicht mindeſtens 8 Tage vor der Gene— 
ralverſammlung ſchriftlich eingereicht iſt. 

In dieſen ordentlichen Generalverſammlungen werden ferner die Revi⸗ 
foren gewählt, welche fr das laufende Jahr am Schluß deſſelben die Bücher, 
Rechnungen, Belaͤge, die Kaſſe und den Treſor zu pruͤfen haben. Dieſe Revi⸗ 
ſoren berichten daruͤber der naͤchſten ordentlichen Generalverſammlung des fol⸗ 
genden Jahres, worauf dieſe die Decharge ertheilt, falls gegen die Geſchaͤfts⸗ 
führung des Verwaltungs raths nichts zu erinnern iſt. Sobald der Verwal⸗ 
tungsrath auf dieſe Weise dechargirt iſt, ſo iſt er gegen alle ferneren Anſpruͤche, 
die an ihn aus der Periode, fuͤr die er dechargirt worden, gemacht werden 
möchten, geſichert. 

Die Direktion iſt ſchuldig, die zur Ueberſicht der Vermoͤgenslage erfor— 
derlichen Buͤcher zu fuͤhren, auch in den erſten drei Monaten eines jeden Ge- 
ſchaͤftsjahres eine Bilanz des Geſellſchaftsvermoͤgens zu ziehen und in ein dazu 
beſtimmtes Buch einzutragen. Die Bilanz iſt der Königlichen Regierung hier— 
ſelbſt mitzutheilen. 

§. 92, 

Die Aktionairs als ſolche haben keinen andern Antheil an der Verwal— 

tung 
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tung des Vermögens der Geſellſchaft, als den, der ihnen in dieſem Statut 
zugewieſen iſt. Auch konnen fie keine andere Rechnungslegung fordern, als das 
Statut $. 51. dem Verwaltungsrath zur Pflicht macht. 


$. 53. 


Außerordentliche Generalverſammlungen koͤnnen angeſetzt werden, entwe— 
der nach den Beſchluͤſſen des Verwaltungsraths oder auf den ſchriftlichen An— 
trag von Aktionairen, die im Beſitz von mindeſtens 100 Stimmen ſind. 

Zur Anberaumung einer außerordentlichen Generalverſammlung iſt der 
Verwaltungsrath verpflichtet, ſobald nach Maaßgabe des H. 10. neue Einſchuͤſſe 
gefordert werden. 

Die Zuſammenberufung der außerordentlichen Generalverſammlungen er⸗ 
folgt auf dieſelbe Weiſe, wie bei den ordentlichen vorgeſchrieben iſt, unter Be— 
kanntmachung des Zwecks der Verſammlung. Dem Antrage der Aktionaire 
auf Konvokation zu einer außerordentlichen Generalverſammlung muß der Ver— 
waltungsrath ſpaͤteſtens innerhalb 4 Wochen nach eingegangenem Antrage nach— 
kommen. 

$. 54. 

Ein dazu von dem Verwaltungsrath berufener Notar fuͤhrt in den 
ordentlichen ſowohl als den außerordentlichen Generalverſammlungen das Pro— 
tokoll. Dieſe Protokolle, welche zum Beweiſe deſſen dienen, was in den Ber: 
ſammlungen geſchehen iſt, und wodurch namentlich auch die Legitimation des 
Verwaltungsraths geführt wird, bleiben in dem Archive der Geſellſchaft auf- 
bewahrt. 

K. 59. 


Den Vorſitz in den Generalverſammlungen fuͤhrt der Vorſitzende des 
Verwaltungsraths oder fein Stellvertreter. Er leitet das Skrutinium, ertheilt 
das Wort und beſtimmt die Folge der zum Vortrag kommenden Gegenſtaͤnde. 
Geſtimmt wird nach Stimmzetteln. 

Wer 1 bis 10 Aktien beſitzt, hat 1 Stimme. 
2 
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beſitzt, hat 5 
fein Aktionair darf mehr als 60 Aktien beſitzen. 
Die Vertretung iſt nur durch Aktionaire zulaͤſſig, und muß der Bevoll⸗ 
mächtigte ſich durch ſchriftliche, dem Verwaltungsrath einzureichende Vollmacht 
legitimiren. Kein Aktionair kann, wenn er als Bevollmaͤchtigter auftritt, ein— 
ſchließlich ſeiner eigenen, mehr als 15 Stimmen repraͤſentiren. Damit eine 
Generalverſammlung beſchlußfaͤhig ſei, muͤſſen wenigſtens 100 Stimmen darin 


vertreten werden. 
$. 56. 


Frauen, bevormundete und moraliſche Perſonen, Korporationen, oͤffent⸗ 
liche Inſtitute, koͤnnen in den Generalverſammlungen nur durch ihre Dispo— 
(Nr. 2658.) nenten 


* 
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nenten oder Vertreter repräfentirt werden, wenn die letztern auch nicht Aktio— 
naire ſind. 
$. 57. 


Wer in den Generalverſammlungen nicht erſcheint, hat ſich den Beſchluͤſſen 
derſelben zu unterwerfen. 


$. 58. 


Eine Abaͤnderung dieſer Statuten kann nur durch Beſchluß einer General- 
Verſammlung, wenn die projektirte Abaͤnderung bei der Berufung der Geſell— 
ſchaft angezeigt iſt, und wenn z der anweſenden oder vertretenen Stimmen fuͤr 
die Abänderung ſtimmen und unter allen Umſtaͤnden nur mit Genehmigung des 
Staats veranlaßt werden. 


Anhang. 
A. Betreffend die Verſicherung gegen Seegefahr. 
$. 1. 


Die Taxe in der Polize gilt nur im Fall eines totalen Schadens oder 
wenn das verſicherte Objekt fuͤr Rechnung des Aſſekuradeurs anderswo, als 


am Beſtimmungsort verkauft werden muß. In allen andern Faͤllen wird die 


partikulaire Havarie an Waaren nach Boͤrſenpreis und am Kasko nach der 
beeidigten Taxation am Beſtimmungsort regulirt. 

Faͤllt die Taxe hoͤher aus, als die verſicherte Summe, ſo wird der 
Schade nach dem Verhaͤltniß zur verſicherten Summe verguͤtet. Iſt z. B. das 
Kasko eines Schiffes zu 6000 Thaler verſichert, die Taxe giebt aber einen 
Werth von 9000 Thaler, ſo werden auf den ſich auf 50 Prozent belaufenden 
partikulairen Schaden von dem ermittelten Werth nur 337 Netzen verguͤtet. 
Iſt eine Verſicherung nur gegen totalen Verluſt geſchloſſen, ſo wird dieſe Klau— 
ſel ſo verſtanden, daß die verſicherten Objekte nach Inhalt der Polize und ohne 
Ruͤckſicht der verſchiedenen Gattungen ſaͤmmtlich und ganz verloren fein muͤſſen, 
wenn die Geſellſchaft den Schaden zu bezahlen verpflichtet fein ſoll. Bei Schif- 
fen gilt es dem Totalverluſt andi wenn das Schiff bei einer Strandung von 
gerichtlich vereidigten Sachverſtaͤndigen fur Wrack erklärt wird und nicht wieder 
abgebracht werden kann. Bei Unterſuchung des Zuſtandes und der Lage des 
Schiffes iſt die Zuziehung eines Agenten oder Deputirten der National: Ver: 
ſicherungsgeſellſchaft, wenn ſolche in der Naͤhe ſind, unerlaͤßlich. 


§. 2. 
Wenn ein Schiff nicht geſtoßen hat, fo bezahlt die Geſellſchaft für Aſſe— 
kuranzen auf das Kasko nur die Haͤlfte der partikulairen Havarie. 
§. 3. 


Wenn bei einer Aſſekuranz auf das Kasko des Schiffs die Anzeige un: 
terlaffen iſt, daß das Schiff von Foͤhrenholz ſei oder eine gefährliche Ladung 
fuͤhre, 
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fuͤhre, ſowie auch, wenn es verſchwiegen iſt, daß es mit Ballaſt fahre oder nur 
Salz geladen habe, ſo bezahlt die Geſellſchaft nur die Haͤlfte von dem, was 
ſie ſonſt bezahlen muͤßte. 


3 5 

Havarieen an rohem Zucker in Faͤſſern oder Kiſten werden nur dann von 
der Geſellſchaft bezahlt, wenn am Bruttogewicht des Zuckers, am weißen mehr 
als 3 Prozent und am braunen mehr als 5 Prozent fehlen. Der Verſicherte 
muß in dieſem Falle die Originalfaktura der Geſellſchaft vorlegen, und die 
Zucker durch ihre Bevollmaͤchtigten, wenn ſolche vorhanden ſind, oder durch amt— 
liche Autoritäten, wiegen laſſen. Die Reduktion des Gewichts wird nach be— 
ſtehender Uſanze beſtimmt. 


$. 5. 

Bei fluͤſſigen Waaren erſetzt die Geſellſchaft nur dann das Geleckte, 
wenn das Schiff geſtoßen hat, und bezahlt ſie auch in dieſem Falle bei Fluͤſ— 
ſigkeiten in Faͤſſern ohne eiſerne Reifen nicht die erſten 10, und in Faͤſſern mit 
eiſernen Reifen nicht die erſten 5 Prozent. Betraͤgt der Schaden mehr als 
reſp. 10 und 5 Prozent, fo erſetzt die Geſellſchaft den ganzen Schaden ohne 
Abzug. 

H. 6. 


Die Klauſel: 
frei von 3 Prozent Havarie oder Beſchaͤdigung, 
welche ſich allenthalben von ſelbſt verſteht, wenn nicht eine andere Bedingung 
in der Polize ausgedruͤckt iſt, wie auch die Klauſel: 

? frei von 10 Prozent Havarie oder Beſchaͤdigung, a 
erklaͤrt die Geſellſchaft hierdurch ſo, daß die wirkliche Beſchaͤdigung an der 
Waare in jenem Falle 48, und in dieſem Falle i vom Werthe der unbeſchaͤ⸗ 
digten Waare von der Taxe der Polize oder, wenn die Polize keine Taxe ent— 
hält, von dem Betrage der Faktura mit der Praͤmie betragen müßte, um von 
ihr erſetzt zu werden. Sie erſtattet dem Verſicherten aber auch dann, wenn 
die Beſchaͤdigung nicht fo groß iſt, alle außerordentlichen, zur Rettung oder 
Erhaltung der Waare aufgewandten Koſten, die nicht als Havarie grosse 
anzuſehen ſind. 

$ — 


1 
Auf imaginairen Gewinn bezahlt die Geſellſchaft ſo viele Prozente, als 
ſie fuͤr die Beſchaͤdigung des verſicherten Objekts bezahlt, aber keine Hava— 
rie grosse. 

5 Wenn der Gegenſtand des imaginairen Gewinnes aus dem Grunde, 
weil das Schiff zur Vollendung der Reiſe unfaͤhig geworden, den Beſtimmungs— 
ort nicht erreichen kann, ſo bezahlt ſie den imaginairen Gewinn als totalen 
Schaden. In dieſem Falle ſteht es ihr aber frei, ſich das verſicherte Objekt 
abandonniren zu laſſen. Wenn der imaginaire Gewinn nicht prozentweiſe oder 
nicht auf eine beſtimmte Summe angegeben iſt, ſo werden 10 Prozent dafuͤr 
angenommen und berechnet. 

Jahrgang 1845. (Nr. 2658.) 114 §. 8. 
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$ 8. 


Die Geſellſchaft bezahlt alle totalen Schäden mit 100 Prozent und alle 
Havarie ohne Abzug, ſobald ſie hinlaͤnglich bewieſen ſind. Der Verſicherte 
aber iſt verbunden, ſobald er Nachricht von einer Havarie erhält, die Havarie— 
gelder wegen einer vor der Ankunft an den Beſtimmungsort gemachten Hava— 
rie verſichern zu laſſen, wenn die Geſellſchaft nicht ſelbſt die Gefahr uͤberneh— 
men will. Wird dieſes unterlaſſen, ſo iſt die Geſellſchaft, wenn das Schiff 
den Beſtimmungsort nicht erreicht, zu keinem Erſatz, dieſer Havarie wegen, 
verbunden. Auch wird ſie, wenn der Schade notorich iſt, billigen Einſchuß 
gegen Quittung nicht verweigern. 

Die hier in Stettin aufgemachten Havarie grosse Dispachen muͤſſen der 
Geſellſchaſt rechtzeitig, d. h. vor dem zur Anerkennung derſelben angeſetzten 
Termin, zur Erklaͤrung und Genehmigung vorgelegt werden. 


RR N 
Wenn ein Schiff von dem Tage an gerechnet, da es in See gegangen, 
vier Monat tiber die gewöhnliche Zeit ausbleibt und keine weitere Nachricht 
davon gekommen iſt, fo bezahlt die Geſellſchaft zwei Monat nach der ihr dieſer⸗ 
wegen gemachten Anzeige gegen Abandon das verſicherte Kapital mit 100 
Prozent. Die gewoͤhnliche Zeit, in welcher die Nachricht hier ſein muß, wird 
folgendermaaßen beſtimmt: a 
Innerhalb Europa und nach und von dem nördlichen Afrika, 6 Monate, 
nach und von dem nördlichen Amerika und Weſtindien, 9 Monate, 
nach und von den Spaniſchen und Portugieſiſchen Beſitzungen in 
Amerika bis zur Magellaniſchen Meerenge und der weſtlichen Kuͤſte von 
17 Jahr, nach und von Oſtindien bis an die Straße Sunda, 
2 Ja 1, g 
nach und von der Straße Sunda, der oͤſtlichen Kuͤſte von Aſien und 
der weſtlichen Kuͤſte von Amerika, 2 Jahre. 
Die Aſſekuranz-Kompagnie iſt befugt, bei allen Verſicherungen außer Europa, 
nebſt den jederzeit erforderlichen Beweiſen des Verluſtes, auch noch hinreichende 
Beweiſe uͤber den wirklichen Abgang des Schiffs und der Ladung von dem 
Orte, von wo es verſichert war, zu verlangen. 


Se, 


| Wer den Auftrag zu einer Aſſekuranz nicht von dem Orte erhaͤlt, von 
dem das Schiff abgeht, oder ſelbigen nicht mit der Poſt, ſondern mit Eſta— 
fette oder ſonſt durch außerordentliche Gelegenheit erhalten hat, muß es vor 
e der Aſſekuranz und in der Police anzeigen, wenn ſie anders guͤltig 
ein ſoll. 

| $. 11. 

Alle nach Schließung der Aſſekuranz geſchehenen Anzeigen muͤſſen, um 
die Geſellſchaft zu verbinden, entweder unter der Police von dem dazu legiti⸗ 


mirten Vertreter der Geſellſchaft unterſchrieben fein, oder mit deſſen Geneh— 
a migung 


— 807 — 


migung in ein dazu beſtimmtes Buch auf dem Komtoir mit der Unterſchrift 
des Anzeigers und Bemerkung des Tages der Anzeige eingetragen werden. 
In dieſem Buche muͤſſen auch alle Anzeigen von Havarien und Schaͤden notirt 
werden. Insbeſondere muß der Verſicherte anzeigen, wenn das Schiff noch 
nicht an dem Orte angekommen iſt, wo der Riſiko anfangen ſoll. b 

Wird dieſe Anzeige uͤberhaupt nicht oder abſichtlich unrichtig gemacht, 
ſo iſt die Verſicherung nichtig und die Praͤmie verfallen. Dem Verſicherten 
muß auf Verlangen eine Abſchrift dieſer Anzeige ertheilt werden. 

ey 
Die Bedingung 
frei von Kriegsmoleſtation 
iſt zu verſtehen, daß die Geſellſchaft, wenn das Schiff gezwungen wird, in 
einen Hafen einzulaufen, fuͤr den Seeriſiko einſteht, bis es in dieſem Hafen 
Anker geworfen hat. Sie uͤbernimmt auf den Fall, daß das Schiff freigegeben 
wird, auf Verlangen des Verſicherten bei Fortſetzung der Reiſe, nachdem das 
Schiff die Anker zum Abſegeln gelichtet, den ferneren Seeriſiko bis zum Be— 
ſtimmungsort, wenn auch das Schiff öfter aufgebracht wird, gegen jedesmalige 
Verbeſſerung der Praͤmie um die Haͤlfte. Dieſe Verbeſſerung der Praͤmie findet 
auch alsdann Statt, wenn vor gemachter Anzeige entweder, daß der Riſiko 
beendet oder die Praͤmie wirklich verbeſſert iſt, uͤber ein ſolches Schiff etwas 
Entſcheidendes vorgefallen, es ſei, daß es angekommen oder daß es Schaden 
gelitten habe. 
§. 13. 

Die Bedingung 

ö bloß gegen Seegefahr i 
ift zu verſtehen, daß die Geſellſchaft die Gefahren der See und Hafen bis zu 
Ende der beſtimmten Reiſe uͤbernimmt. Beide Bedingungen aber befreien die 
Geſellſchaft von Konfiskations-, Reklam- und Anhaltungskoſten und von dem 
durch Aufbringung bewirkten inneren Verderb des Schiffs und der Guͤter. 


$. 14. 


Havarie grosse bezahlt die Geſellſchaft nur dann, wenn die Havarie in 
einem Preußiſchen Platze, nach den Preußiſchen Geſetzen aufgemacht iſt und, 
falls dies an einem fremden Platze geſchehen iſt, nur dann, wenn das ver⸗ 
ſicherte Objekt, fuͤr den richtigen Werth, nach Vorſchrift des Tit. XXI. Art. 8. 
der Hamburger Aſſekuranzordnung wörtlich lautend: f 

Bei der Eintheilung der Havarie grosse muß 

a) das Schiff nach dem wahren Werthe in dem Stande, wie es aus der 
See kommt, 
b) das Gut nach der Einkaufsrechnung mit den beigefügten Unkoſten bis 
an Bord des Schiffs, jedoch ohne die Praͤmie, und 
e) die Fracht nach Abzug der Volksheuer, des Lootsgeldes und deſſen, 
was ſonſt zur kleinen Havarie gehoͤrt, gerechnet werden, 
dazu beigetragen hat, und ſolche dann ohne die Koſten der Dispache minde— 
ſtens drei Prozent von der verſicherten Summe betraͤgt. 
(Nr, 2658.) 114" Wenn 
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Wenn eine irrige Angabe gemacht worden, ſo bezahlt die Geſellſchaft 
nur fo viel, als fie bei einer richtigen Angabe wuͤrde haben bezahlen muͤſſen. 


$. 15. 


Jede partikulaire Havarie kann, wenn die Geſellſchaft nicht ausdruͤcklich 
in eine Ausnahme willigt, nur hier in Stettin regulirt und aufgemacht werden. 
Die Dispache wird mit Zugrundelegung der Hamburger Aſſekuranzgeſetze und 
der Uſanzen der dortigen Boͤrſe aufgemacht und die Havarie particulaire be- 
age wenn fie mindeſtens 3 Prozent von der Taxe des verſicherten Objekts 

etraͤgt. a 
Der Abzug der Hälfte bei Havarie particulaire des Kasko, wenn die— 
ſelbe nicht durch Stoßen des Schiffs auf den Grund entſtanden iſt, wird bei 
Ermittelung der ſtipulirten 3 Prozent nicht beruͤckſichtigt, wohl aber der Abzug 
von 4 für Verbeſſerung. Unter dem z für Verbeſſerung wird verſtanden, daß 
bei der Bezahlung des Schadens % des Werths aller neuen Anſchaffungen an 
Rumpf und Geraͤthſchaften abgezogen wird, wenn ſie nicht an die Stelle er— 
weislich neuer Gegenſtaͤnde getreten ſind. 

Bei erweislich neuen Gegenſtaͤnden wird das 4; nicht abgezogen. Iſt 
auf einen und denſelben Gegenſtand Havarie grosse und particulaire zu be— 
zahlen, ſo muß jede fuͤr ſich 3 Prozent betragen, wenn Entſchaͤdigung verlangt 
werden kann. In allen anderen Fällen wird die Höhe der Havarie particu— 
laire in nachſtehender Art ermittelt: 


a) An Waaren und Effekten: 


Dieſe werden in ihrem beſchaͤdigten Zuſtande bei Ankunft am Beſtim— 
mungsort nach dem unverſteuerten Werth von vereideten Sachverſtaͤndigen 
taxirt, und in dem Taxationsinſtrument wird der kontante Marktpreis der 
Guͤter im geſunden Zuſtande atteſtirt. Dieſes Dokument wird der Geſellſchaft 
ſofort vorgelegt und wird dieſe dann erklaͤren, ob die beſchaͤdigten Guͤter ver— 
kauft werden ſollen, oder ob ſie dieſelben nach der Taxe bezahlen will. Im 
erſten Falle verguͤtet fie den Unterſchied zwiſchen dem Erlös und dem Markt- 
preis, und im letzteren den Unterſchied zwiſchen der Tare und dem Marktpreis. 


b) Am Kasko. 


Der partikulaire Schaden wird nach der Taxe von vereideten Sachver⸗ 
ftändigen im Nothhafen oder am Beſtimmungsort verguͤtet, der Verſicherte 
muß aber die Rechnungen uͤber die wirklich bewirkte Reparatur vorlegen. Die 
zu Taxatoren erwaͤhlten Sachverſtaͤndigen dürfen die Arbeiten für das Schiff 
nicht uͤbernehmen. i f 

Die Geſellſchaft verguͤtet keinen Schaden fuͤr gebrochene Anker, keine 
Splittage in Tauen, auch nicht das Brechen der Ankerketten, waͤhrend das 
Schiff durch dieſelben befeſtigt iſt oder vor Anker liegt. 

? Wird ein Schiff als unfähig zur Fortſetzung feiner Reiſe kondemnirt, 
ſo muß die Unfaͤhigkeit Folge der Zufälle und der Gewalt des Meeres oder 
der Elemente ſein, die es auf der verſicherten Reiſe erlitten, nicht aber von 

Alter 
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Alter und Baufälligfeit herruͤhren. ft letzteres der Fall, fo verguͤtet die Kom— 
pagnie nur den wirklich erlittenen Seeſchaden. 85 

Bei den Beſichtigungen und Taxationen im Nothhafen muß die Geſell— 
ſchaft oder ihre Vertreter, wenn ſolche vorhanden ſind, zugezogen werden, wenn 
die aufgenommenen Dokumente guͤltig ſein ſollen. Die Schaͤden am Kasko 
eines mit Ballaſt fahrenden Schiffes werden, wenn ſie zur Havarie grosse ge— 
hören, nach Abzug von 5 für Verbeſſerung zum vollen Betrage erſetzt, wenn 
das Schiff auch nicht geſtoßen hat. 

Iſt das Schiff mit Ballaſt, Pulver, ungeloͤſchtem Kalk oder Salz bela— 
den, und dies von dem Verſicherten nicht angezeigt, ſo bezahlt die Kompagnie 
= die Halfte des ihr bei einer ſolchen Verſicherung etwa zur Laſt fallenden 

chadens. N 

Bei Verſicherungen auf das Kasko eines nach Groͤnland, nach der 
Davisſtraße oder nach der Suͤdſee beſtimmten Schiffes bezahlt die Kompagnie 
keine Schaͤden, die das Schiff im Eiſe und waͤhrend der Zeit des Fanges lei— 
det, gaͤnzliches Verungluͤcken ausgenommen. 


$. 16. 


Bei Aſſekuranzen auf Schiffe, welche während des Krieges von Unter— 
thanen einer im Kriege begriffenen Macht gekauft werden, fo wie bei Ver— 
ſicherungen auf die Ladung derſelben, muß, wenn die Aſſekuranz guͤltig ſein 
ſoll, dieſer Umſtand ſowohl, wenn das Kasko verſichert iſt, von dem Rheder, 
als auch, wenn Aſſekuranz auf Guͤter in ſolchen Schiffen genommen wird, von 
dem Einlader, vorausgeſetzt jedoch, daß dieſer ſolches erweislich gewußt habe, 
in der Polize angezeigt werden. 

Bei Verſicerungen auf erkaufte Priſenſchiffe haben Rheder ſowohl, als 
auch, wenn ſolches Schiff Ladung hat, die Einlader ſich nach dem Tit. IV. 
Art. 2. der Hamburger Aſſekuranzordnung, woͤrtlich lautend: 

Wer in Kriegszeiten eine Priſe gekauft, ſo annoch auf keinem freien 

Strom geweſen und dafuͤr verſichern laͤßt, iſt ſchuldig, dieſen Umſtand 

in der Polize kund zu machen, in Entſtehung deſſen die Verſicherung 

von keiner Kraft und Würde gehalten wird, 
zu richten. 


H. 17. 


Bei der Klauſel: 
frei von Beſchaͤdigung außer im Strandungsfalle 

wird die Havarie grosse allemal von der Geſellſchaft bezahlt, als Stran— 
dungsfall aber nur erkannt, wenn ein Schiff durch gewaltſame Umſtäͤnde, 
nicht etwa durch einen durch Ebbe entſtehenden oder ſonſtigen ſeichten Grund 
feſtzuſitzen kommt, oder geſtoßen hat, ſondern wirklich auf einen Strand ver— 
ſetzt wird, und dabei entweder gar nicht oder doch wenigſtens bei einer ſtatt— 
findenden Gefahr des Zertruͤmmerns nur mit vieler Muͤhe oder mittelſt Ent— 
loſchung der Ladung durch fremde Huͤlfe wieder abgebracht werden kann, auch 
zur Fortſetzung der Reiſe nothwendig vorheriger Reparatur bedarf. Wenn ein 
ſolcher Strandungsfall eintritt, und die dadurch verurſachte Beſchaͤdigung bei 

(Nr. 2658.) den 
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den mit gedachter Klauſel verſicherten Waaren mehr als 3 oder 10 Prozent 
nach der im F. 6. des Anhangs erklaͤrten Berechnungsart beträgt, ſo wird 
ſolche von der Geſellſchaft erſetzt. 


§. 18. 


Nach Eingang gluͤcklicher oder unglülicher Nachrichten kann der Ver⸗ 
ſicherte die in der Polize vorbehaltene Taxe nicht mehr beſtimmen, ſondern 
muß ſich die Taxe gefallen laffen, die die Geſellſchaft für angemeſſen erachtet. 


8.19. 


Die Geſellſchaft bezahlt nur in dem Falle über die verſicherte Summe, 
wenn der Mehrbetrag eine Folge ihrer Anordnungen in Schadensfaͤllen iſt, oder 
der Ertrag der Havarie grosse und der Havarie particulaire zuſammen mehr 
als 100 Prozent betraͤgt. 


H. 20. 


Bodmereipraͤmie erſtattet die Kompagnie weder auf Havarie grosse noch 
auf Havarie particulaire, wenn der Verſicherte bei Kaskoverſicherungen nicht 
vor Zeichnung des Bodmereibriefes zur Leiſtung des betreffenden Einſchuſſes 
zu der Bodmerei aufgefordert hat. Bei Ladungsverſicherungen iſt die Geſell— 
ſchaft aufzufordern, zu beſtimmen, ob die Bodmereigelder negozürt werden ſol— 
len, oder ob ſie den Einſchuß leiſten will. ö 

Lehnt fie die Einſchußleiſtung ab, fo erſtattet fie die Bodmereipraͤmie a 
rata des ihn treffenden Schadens, ſelbſt in dem Falle, daß dem Verſicherten 
die Bodmereizeichnung unbekannt geblieben. 

Die Verſicherten ſind verpflichtet, ſobald ſie Nachricht von einem Scha— 
den erhalten, ſolchen der Geſellſchaft bei Verluſt ihres Rechts ſchriftlich anzu— 
melden. Auch ſind ſie verpflichtet, die Vorſchriften der Direktion in Betreff 
des zu beobachtenden weiteren Verfahrens genau zu befolgen, widrigenfalls ſie 
den durch die Nichtbefolgung entſtehenden erweislichen Schaden zu tragen 
haben. Die Seeprotejte oder Verklarungen muͤſſen der Geſellſchaft oder deren 
Agenten jedenfalls vor der ſtattfindenden Taration des Schadens vorgelegt 
werden. 1 


$. 21. 


Der Verſicherte iſt verbunden, die Verguͤtung des Schadens an den 
verſicherten Guͤtern, der durch unzulängliche Garnirung oder nicht gehörige 
Stauung entſtanden iſt, von dem Schiffer oder aus dem Schiffe und den Fracht: 
geldern zu ſuchen und deshalb alle Muͤhe anzuwenden. 

Nur wenn dieſe Verſuche ganz oder zum Theil fehlſchlagen, erſtattet die 
Geſellſchaft den Verluſt. 

§. 22, 

Wenn ein Schiff in einem Hafen einfriert, wenn es wegen Eisgangs 

Pc einläuft, oder fich in einen Hafen einbringen läßt, ohne daß es vorher 
chaden hatte, und ohne daß es daſelbſt reparirt wird, ſo fallen die entſtehen— 
den 
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den san weder als Havarie grosse noch particulaire der Geſellſchaft 
zur Laſt. 5 


$. 23. 


Wenn zu verſichernde Waaren oder Guͤter auf dem Verdeck des Schiffes 
oder ſonſt außerhalb des Schiffsraumes oder der Kajuͤte transportirt werden, 
ſo iſt ſolches bei der Verſicherung anzuzeigen. 

Die Geſellſchaft leiſtet fuͤr mögliche Beſchaͤdigung derſelben keinen Erſatz 
und bezahlt den Verluſt nur, wenn das Schiff total verungluͤckt. 

H. 24. . 

Die Seeverklarungen der Schiffer und der Schiffsmannsſchaft werden 
nur in denjenigen Punkten als guͤltige Beweismittel angeſehen, die mit dem 
Schiffsjournal nicht im Widerſpruch ſtehen, Nachverklarungen gelten nur in— 
ſofern, als ſie neuere, nach der erſten Verklarung ſich zugetragene Thatſachen 
beruͤhren. 

$. 25. 4 

Bei Verſicherungen auf Fracht muß angefragt werden, ob ſolche ganz oder 
theilweiſe, Brutto oder Netto verſichert wird, und ob ſolche nur fuͤr eine oder fuͤr 
mehrere Reiſen zuſammengerechnet iſt. Soll die Fracht auf Salz oder andere 
dem Schmelzen unterworfene, loſe in das Schiff geladene Waaren gelten, ſo 
muß dies ausdruͤcklich geſagt und in allen Faͤllen beſtimmt werden, ob die Fracht 
fuͤr das eingenommene oder fuͤr das abzuliefernde Maaß oder Gewicht zu ver— 
ſtehen iſt. Die Geſellſchaft bezahlt bei eingetretenem Verluſt nie mehr, als 
was der Verſicherte von der verſicherten Bruttofracht bei Ankunft des Schiffs 
am Beſtimmungsorte nach Abzug des der Mannfchaft für die verſicherte Reiſe 
erſparten Monatsgeldes und der Ausruͤſtungskoſten (wenn ſolche nicht etwa 
beſonders verſichert find) und der Hafen⸗, Revier⸗ und ſtaͤdtiſchen Koſten wuͤrde 
uͤbrig behalten haben. Die Verſicherten ſind verpflichtet, der Geſellſchaft auf 
Verlangen die betreffenden Zerteparthieen und das Manifeſt uͤber die Ladung 
vorzulegen. Iſt der Beweis über die Höhe der vorſtehend bemerkten Koften 
nicht zu fuͤhren, ſo werden von der verſicherten Bruttofracht 25 Prozent abge— 
zogen und der Ueberreſt wird ohne Abzug dem Verſicherten bezahlt. 

$. 26, 

Bei Verſicherungen von Ausruͤſtungs- oder Ausrhedungsgeldern wird 
von der Geſellſchaft nur dann ein Schaden erſetzt, wenn die Frachtgelder unver⸗ 
ſichert ſind, oder nur fuͤr die Nettofracht Verſicherung genommen iſt. Sie 
bezahlt dafuͤr eben ſo viel Prozente Schadenserſatz, als die Rhederei Verluſt 
an den Frachtgeldern erlitten hat. 


§. 27. 


Wenn die Kompagnie Gelder verſichert, die einem Schiffer zum Gebrauch 
feines Schiffs und der Ladung wegen Haparie-Reklame oder zu ſonſtigen Zwecken 
vorgeſchoſſen ſind, ſo bezahlt ſie die gezeichneten Summen, oder ſoviel davon 

(Ar. 2658.) zur 
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ur Schadloshaltung des Verſicherten noͤthig iſt, nur in dem Falle, wenn die 
Versicherer des Schiffs und der Ladung einen totalen Schaden zu bezahlen 
haben, mithin Schiff und Ladung, es ſei durch Kondemnation oder Verun⸗ 
luͤckung gänzlich verloren gegangen und nichts davon gerettet iſt. Wird aber 
Bohn Schiffbruche oder ſonſtigen Ungluͤcksfaͤllen von Schiff und Ladung etwas 
geborgen, ſo kommt der Ertrag des Geborgenen, es mag den Beſtimmungsort 
erreichen oder nicht, bei einer ſolchen Verſicherung auf Havarie, Reklame, oder 
zu ſonſtigen Zwecken fuͤr Schiff und Ladung aufgenommene Gelder, der Geſell— 
ſchaft 8 gut. Die Geſellſchaft iſt auch bei einer ſolchen Verſicherung von 
allem Beitrage zur Havarie grosse frei. 

Im Falle totalen Verluſtes muß der Verſicherte beweiſen, daß er nur 
das vorgeſchoſſene Kapital und die dafuͤr bezahlte Aſſekuranzpraͤmie nebſt Praͤmie 
von der Praͤmie habe verſichern laſſen. Das Mehrverſicherte wird reſtornirt. 

2. 

Ein Bodmereibrief kann fuͤr Kapital, Intereſſen und Praͤmie zum Vollen 
verſichert werden. Wer aber Verſicherung auf Bodmerei ſucht, muß, weil von 
mehreren Bodmereibriefen, ſo der Schiffer im Nothhafen gezeichnet hat, der 
jüngere vorgeht, anzeigen, ob ſeines Wiſſens auf derſelben Reiſe mehr als 
ein Bodmereibrief gezeichnet iſt. Sein etwaniges Stillſchweigen gilt als Ver 
neinung, und wenn ſich ſpaͤter das Gegentheil ergiebt und daraus ein Schaden 
entſteht, ſo verguͤtet denſelben die Geſellſchaft nicht. Eine Verſicherung auf 
Bodmerei iſt frei von aller Havarie. 

F. 29. 

Wenn in Kriegszeiten der Verſicherte die Nation des Schiffes, in ſofern 
ſie ihm bekannt iſt, bei der Verſicherung nicht angiebt, fo garantirt er ftill- 
ſchweigend, das Schiff ſei neutral, und wenn es neutral iſt, oder es während 


der Reiſe wird, ſo fällt der dadurch entfiandene Schade oder Verluſt der Ge— 
ſellſchaft nicht zur Laſt. 
H. 30. 

Wer von der Geſellſchaft Schaden-Erſatz fordert, muß nachweiſen, daß 
er Schaden gelitten, und daß er ein Intereſſe an den verſicherten Gegenſtaͤnden 
habe. Fehlt dieſes Intereſſe, ſo iſt die Verſicherung unguͤltig. 

Bei für fremde Rechnung beſorgten Aſſekuranzen ſteht es der Geſellſchaft 
frei, nur mit dem wirklichen Eigenthuͤmer des Fe Gegenſtandes zu um: 
terhandeln und demſelben den etwanigen Schaden direkt zu verguͤten. 

§. 31. 

Werden in Kriegszeiten fertig liegende Schiffe durch Embargo in der Ab— 

fahrt behindert, fo verguͤtet die Geſellſchaft für einen ſolchen Aufenthalt nichts. 
$. 32. 


Wenn der urſpruͤngliche Beſtimmungsort eines Schiffes blokirt iſt, oder 
nach geſchloſſenem Verſicherungsvertrage blokirt wird, ſo wird derjenige Hafen, 
L nach 
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nach welchem das Schiff in Folge der Blokade entweder verwieſen wird, oder 
auch freiwillig ſegelt, als Beſtimmungsort und nicht als Nothhafen angeſehen, 
und es hört daſelbſt der von der Geſellſchaft uͤbernommene Riſiko auf. 

Die Geſellſchaft erſtattet mithin in ſolchem Falle auch nicht die Koſten 
des Transports der Guͤter nach dem urſpruͤnglichen Beſtimmungsorte. 

In den Fällen der $$. 30. 31. und 32, wird die Prämie nicht zuruͤck— 
erſtattet. 


B. Betreffend die Verſicherungen gegen Stromgefahr. 


a 
Allen Schaden, den die verficherten Güter durch Sturm, Wind und 
Wetter, Ueberſchwemmung, Schiffbruch, Strandung, Stoßen, Werfen, An⸗ 
und Ueberſegelung, Umſturz bei der Durchfahrt durch die Schleuſen und Wehre, 
Eisgang und Treibeis, desgleichen durch Feuer auf der Fahrt erleiden, wird 
nach den folgenden Beſtimmungen von der Geſellſchaft erſetzt. Dagegen wird 
fuͤr Beſchaͤdigungen, die durch Raub, Diebſtahl, Aufruhr, Tumult, Ueberfall, 
Pluͤnderung und Konfiskation entſtehen, oder durch fehlerhafte Verladung, ſchlechte 
Faßtage, Emballage, Anfreſſen und Benagen von Mäuſen, Ratten und Unge⸗ 
ziefer, natuͤrlichen Verderb aus innern Fehlern, und Maͤngel der Waaren und 
Guͤter, oder durch aͤußern Einfluß der Faͤulniß, des Froſtes und der Hitze ver— 
anlaßt ſind, kein Erſatz gewaͤhrt. Ebenſo findet gar kein Erſatz Statt, wenn 
a) die Waaren mit Wiſſen oder Willen des Verſicherten einem anderen 
Schiffer als demjenigen uͤbergeben ſind, der den Ladeſchein unterſchrieben 
hat, oder in der Polize oder dem abgeſtempelten Frachtbrief angegeben 
Mah in dem Falle einer nicht zu vermeidenden Ableichtung oder 
mladung; 
b) der Verſicherte auf die aſſekurirten Gegenſtaͤnde ſchon andere Aſſekuranz 
angenommen und dies verſchwiegen hat; 
c) fluͤſſige Waaren, deren Gefaͤße nicht gehoͤrig und wo es gewoͤhnlich iſt, 
nicht mit eiſernen Reifen gebunden ſind, leck werden und auslaufen. 


8. N. 

Die Geſellſchaft leiſtet keinen Erſatz, wenn der Schade nur 3 Prozent 
oder weniger von dem Werthe der verſicherten Waare betraͤgt, ſie leiſtet aber 
vollen Erſatz, inkl. der 3 Prozent, wenn der Schade ſich auf mehr als 3 Pro— 
zent belaͤuft. 


§. 3. 

Der Beweis, daß die Beſchaͤdigung durch Ungluͤcksfaͤlle entſtanden ſei, 
muß da, wo ſie ſich ereignen, durch den Augenſchein und eidliche Ausſagen 
glaubwuͤrdiger Zeugen erhoben werden. Die Koſten dieſer Ausmittelung traͤgt 
die Geſellſchaft, wenn ſie uͤberhaupt zum Erſatz des Schadens verpflichtet iſt. 

Der Verſicherte muß, bei Verluſt ſeines Rechts auf Schadenserſatz, den 
erlittenen Schaden binenn drei Tagen nach Eintritt des Schadens, oder, wenn 
der Beſchaͤdigte nicht dabei zugezogen war, nach der ihm zugekommenen Meldung 

Jahrgang 1845. (Nr. 2658.) 115 der 
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der Direktion der Geſellſchaft anzeigen. Die Ausmittelung des Schadenbetra⸗ 
ges erfolgt dagegen der Regel nach hier in Stettin durch die Direktion. 

Durch die Bezahlung des Schadens tritt die Geſellſchaft in die Rechte 
des Verſicherten oder des Eigenthuͤmers der Waare gegen den Schiffer oder 
uͤberhaupt gegen jeden, der den Schaden veranlaßt hat. 


. 

Bei der Aſſekuranz und bei dem Erſatz des eingetretenen Schadens wird, 
der Regel nach, der verſicherte Werth der Waaren zum Grunde gelegt. Iſt 
der Werth zu hoch angegeben, ſo wird der Preis der Waaren am Orte und 
zur Zeit der Abſendung durch vereidete Sachverſtaͤndige, von denen jeder Theil 
einen ernennt, feſtgeſtellt. ö 

Dieſer Preis wird, wenn er geringer iſt, als die verſicherte Summe, 
ſonſt äber die letztere verguͤtet. Sobald, was erlaubt iſt, dem Werthe der 
Waaren von dem Verſicherten 5 bis 10 Prozent imaginairen Gewinn hinzu⸗ 
gerechnet worden, ſo wird bei eintretendem Verluſt dieſer imaginaire Gewinn 
zugleich mit dem Werthe der Waaren verguͤtet. 


§. 5. 

Iſt der entſtandene Schaden kein totaler, ſo ſteht der Geſellſchaft die 
Wahl zu, entweder die havarirten Waaren anzunehmen, und dem Verſicherten 
die ganze verſicherte Summe zu bezahlen, oder die Waaren dem Verſicherten 
zu laſſen und nur den Schaden zu verguͤten. Waͤhlt ſie letzteres, ſo werden 
die havarirten Waaren auctionis modo verkauft und der Betrag wird von 
der verſicherten Summe abgezogen. 

Dem Verſicherten ſteht es nicht frei, die havarirten Waaren der Geſell⸗ 
ſchaft zu uͤberweiſen, wohl aber ſteht der Kompagnie das Recht zu, die hava— 
rirten Waaren in natura zu erſetzen. N 


C. Betreffend die Verſicherung gegen Feuersgefahr. 
8.1 a 
Die Verſicherungsantraͤge werden bei der Geſellſchaft oder ihren Agenten 
eingereicht. Sie müffen ein genaues Verzeichniß der Verſicherungsgegenſtaͤnde 
nach den verſchiedenen Gattungen und eine zuverläffige An abe aller Umſtaͤnde 
enthalten, die bei Beurtheilung der Feuergefaͤhrlichkeit von Einfluß ſein koͤnnen. 
Von Gebaͤuden muß außerdem eine, von zwei geſchwornen Sachver⸗ 
ſtaͤndigen aufgenommene, eigenhaͤndig unterzeichnete Beſchreibung und Taxe bei⸗ 
rg werden, bei der nur ber materielle Werth, nicht aber der Grund und 
Boden, die etwanige vortheilhafte Lage oder andere Lokalverhaͤltniſſe, beruͤck— 
ſichtigt ſein duͤrfen. 
§. 2, 
Die Antraͤge auf Verſicherung von Mobilien muͤſſen den Beſtimmungen 


des Geſetzes vom 8. Mai 1837. entſprechen. Es wird jedoch dabei beſtimmt: 
a) daß 
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a) daß alle Maſchinen von nicht ganz unbedeutendem Werth nothwendig 
ſpezifizirt werden muͤſſen; 

b) daß bei Waaren und aͤhnlichen Vorraͤthen die Zulaſſung der einen oder 
andern Verſicherungsart nur von der Geſellſchaft ſelbſt abhaͤngt. 

Nach der Art der Verſicherung wird die Verguͤtung der vorfallenden 
Schaͤden beſtimmt. Fremdes Eigenthum muß als ſolches deklarirt werden und 
vom Verſicherten bei vorkommenden Faͤllen nachgewieſen werden, daß er die 
Gefahr des Verbrennens gegen den Eigenthuͤmer uͤbernimmt oder von demſel— 
ben zur Verſicherung beauftragt iſt. 

Koftbare Gegenſtaͤnde dürfen nicht mit unter Waaren in Pauſch und 
Bogen verſichert werden, bei Verluſt der Entſchaͤdigung. 


K 
Bei partiellen Schaͤden tritt folgendes Verfahren ein: 

a) der Betrag des partiellen Schadens wird dadurch ermittelt, daß das 
Gerettete von dem zur Zeit des Brandes gehabten Werthe des Ganzen 
abgezogen wird. Iſt die verſicherte Summe geringer, als dieſer Werth, 
ſo tritt ein Verhaͤltniß der verſicherten Summe zu dem wahren Betrage 
ein, und danach erfolgt die Verguͤtung. 

b) Bei Gebaͤuden muß der Verſicherte das, was gerettet iſt, zu dem ab— 
geſchaͤtzten Werthe uͤbernehmen. Vor der Abſchaͤtzung darf er keine 
Herſtellung vornehmen. 

c) Bei Waaren, wenn ſie unbeſchaͤdigt ſind, wird der Marktpreis des 
Orts oder event. des naͤchſten Markts zum Grunde gelegt. Sind die 
Waaren beſchaͤdigt, fo wird der Schade durch geſchworene Taratoren 
nach Prozenten abgeſchaͤtzt und danach die Verguͤtung beſtimmt. 

d) Bei Mobilien, die zur Hauswirthſchaft gehoͤren, ſchaͤtzt der Verſicherte 
ſelbſt, ſie moͤgen beſchaͤdigt ſein oder nicht, und der Geſellſchaft ſteht 
das Recht zu, entweder die Mobilien zu uͤbernehmen, oder ſie dem 
Verſicherten nach feiner eigenen Taxe zu überlaffen. 

Stettin, den 5. April 1845. 


1. 
Preußiſche National-Verſicherungsgeſellſchaft 
in Stettin 
genehmigt durch Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom ten 1845. 
Wee 
e uͤber Rthlr. 400 Pr. Kurant. 


Nachdem Herr P. P. dieſe Actie durch baaren Einſchuß von Einhundert ſage 
100 Reichsthalern Pr. Cour. und Niederlegung eines Sola Wechſels von 
Dreihundert ſage 300 Reichsthaler Preuß. Courant erwarb und dadurch 
Mitglied der Geſellſchaft geworden iſt, hat — nach Inhalt der Satuten — 
verhaͤltnißmaͤßigen Antheil an dem Vermögen derſelben und ift berechtigt, den 
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auf befondere Zinfen und Dividenden - Scheine zur Vertheilung kommenden 
Gewinn gegen deren Aushaͤndigung zu erheben. 
Dieſe Actie kann ohne ſchriftliche auf derſelben zu bemerkende Geneh- 
migung des Verwaltungsraths nicht veraͤußert oder verpfaͤndet werden. 
Stettin, den ten 


Der Verwaltungsrath ꝛc. ꝛc. Die Direktion. 
2. 
Zins und Dividendenſchein zur Actie M' der Preußiſchen National: 
Verſicherungsgeſellſchaft zu Stettin. 
M 
Gegen Ruͤckgabe dieſes Scheins empfaͤngt Inhaber in der Mitte des 
Monats Mai denjenigen Antheil an dem Reinertrage des Geſchaͤfts 
der Preußiſchen National- Verſicherungsgeſellſchaft, welcher ſtatutenmaͤßig fuͤr 
das Jahr auf eine Aktie zur Vertheilung kommt. 
Der Verwaltungsrath Die Direktion 
der Preußiſchen National-Verſicherungsgeſellſchaft. 
den 1845. 
N für Rthlr. 300. Elgd. Preuß. Kurant. Vier 
Wochen nach Aufkuͤndigung zahle in Stettin gegen dieſen 


Sola⸗Wechſel an die Order der Direktion der Preußiſchen National-Verſiche— 
rungsgeſellſchaft daſelbſt die Summe von Dreihundert Reichsthaler klingend 
Preuß. Kurant nach dem Muͤnzfuß von 1764. Den Werth habe 


empfangen, leiſte beim Verfall prompte Zahlung nach Wechſelrecht und 
acceptire auf ſelbſt hier und aller Orten wo anzutreffen. 
4. 
Preußiſche National-Verſicherungsgeſellſchaft in Stettin. 
Police Verſicherte Summe Praemie 
N Mie a pCt. 


Police auf' Güter. 
Die Preußiſche National⸗Verſicherungsgeſellſchaft verſichert hiermit de 
in f 


Herr gegen Empfang der Praͤmie von pro Cent 
die Summe von Thalern Preuls. Courant auf nachſtehend naͤher 
bezeichnete Guͤter, welche auf Thaler Preuls. Courant taxirt und 
in das Schiff, genannt gefuͤhrt von Schiffer 


oder einem andern geladen ſind, oder noch eingeladen werden ſollen, um von 
5 na N gebracht zu werden. 

Obige Taxe iſt nur in ſo weit guͤltig, als ſie den Beſtimmungen des 

All⸗ 
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Allgemeinen Landrechts Theil II. Tit. VIII. $$. 1983. und 84. 1987. bis 89. 
und 1991. angemeſſen iſt. 

Die Preußiſche National⸗Verſicherungsgeſellſchaft übernimmt für vorbe— 
zeichnete eingeladene Guͤter die Gefahr und den Riſiko fuͤr allen Schaden und 
Ungluͤck, welche denſelben ganz oder zum Theil auf der oben erwaͤhnten Reiſe 
auf irgend eine Art durch aͤußere Gewalt zuſtoßen oder begegnen moͤchten, es 
ſei durch Gefahr von See, Sturm und Ungewitter, Schiffbruch, Strandung, 
Ueberſegelung, Werfung, Feuer, Beſchlagnaßme und Hinderniſſe auf Befehl von 
Machthabern, feindliche Nehmung und Aufbringung, Repreſſalien und Konfis— 
kationen, Beraubung durch Kaper und Seeraͤuber, ſowie durch Verſehen, Ver— 
ſaͤumniß und Muthwillen des Schiffers oder ſeines Schiffsvolkes, oder durch 
alle andere bedachte oder unbedachte Faͤlle und Begebenheiten. 

Die Geſellſchaft ſetzt ſich voͤllig in die Stelle de Verſicherten, um 
d ſelben von allem ſolchen Schaden zu befreien, und der Riſiko beginnt von 
dem Tage und der Stunde an, da dieſe Guͤter vom Lande geſchieden, um an 
Bord gebracht zu werden, und endigt, wenn ſie in frei und unbe⸗ 
ſchaͤdigt ans Land gebracht ſind. Gott Bei es in Salvo. 

Demnach verpflichtet ſich die Geſe lſchaft, im Fall den oben bezeichneten 
verſicherten Guͤtern auf der vorbemerkten Reiſe, was Gott verhuͤte, ein Ungluͤck 
zuſtoßen, oder dieſelben ganz oder theilweiſe verloren, verdorben oder beſchaͤdigt 
werden ſollten, dieſen Schaden oder Verluſt nebſt ſaͤmmtlichen zur Rettung 
angewandten und gehoͤrig nachzuweiſenden Koſten bis zum Betrage der ver— 
ſicherten Summe innerhalb 2 Monaten nach gefuͤhrtem genuͤgenden Beweiſe 
prompt zu erſetzen, indem ſie in allen, ſowohl gedruckten als beigeſchriebenen 
Klauſeln (wovon die letzteren den erſteren vollkommen gleich zu achten oder 
vielmehr vorzuziehen ſind) zuvoͤrderſt ihr Statut zu Grunde legt und ſich 
übrigens den Beſtimmungen der Hamburger Aſſekuranz- und Havarieordnung 
vom 10. September 1731., und den Hamburger Uſanzen, und wo dieſe nicht 
ausreichen, dem Preußiſchen Allgemeinen Landrecht unterwirft. 

So geſchehen Stettin, den ten 18 


Die Direktion der Preußiſchen National-Verſicherungsgeſellſchaft. 


5. 

Preußiſche National-Verſicherungsgeſellſchaft in Stettin. 
Police Verſicherte Summe Prämie 
M f Hale. a pCt. 


Police auf Cusco. 
Die Preußiſche National-Verſicherungsgeſellſchaft verſichert hiermit de 
in gegen Empfang der Praͤmie von 
pro Cent die Summe von Thalern Preuls, Courant 
auf Casco des Schiffes mit Maſten, Segeln, Ankern und 
allen ferneren Geraͤthſchaften und Zubehoͤr, genannt 
(Nr. 2658.) geführt 
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gefuͤhrt von Schiffer oder einem andern 
taxirt auf Preuls. Courant Thaler 


Gott geleite es in Salvo. 


Die Preußiſche National-Verſicherungsgeſellſchaft uͤbernimmt die Gefahr 
und den Riſiko alles Schadens und Ungluͤcks, welche dem Kasko des genann— 
ten Schiffes ganz oder zum Theil waͤhrend dieſer Reiſe auf irgend eine Art 
zuſtoßen oder begegnen moͤchten, es ſei durch Gefahr von See, Sturm und 
Ungewitter, Schiffbruch, Strandung, Ueberſegelung, Feuer, Verwahrloſung und 
Verſegeln, Beſchlagnahme und Hinderniſſe auf Befehl von Machthabern, feind— 
liche Nehmung und Aufbringung, Repreſſalien und Konfiskationen, Beraubung 
durch Kaper und Seeraͤuber, Verſehen und Muthwillen des Schiffers und 
ſeiner Leute, oder durch alle andere bedachte oder unbedachte Faͤlle und Be— 
gebenheiten. 

Die Geſellſchaft ſetzt ſich voͤllig in die Stelle de Verſicherten, um 
d ſelben von allen Schaden zu befreien, und der Riſiko beginnt von dem 
Tage und der Stunde an, da das Schiff ſeine Ladung oder Ballaſt einzu⸗ 
nehmen angefangen, bis es zu angekommen und ſeine Ladung 
oder Ballaſt geloͤſcht haben wird. 

Demnach verpflichtet ſich die Geſellſchaft, im Fall dem verſicherten Schiffe 
ein Ungluͤck zuſtoßen oder daſſelbe ganz verloren gehen ſollte, nach geſchehe— 
ner Anmeldung und genuͤgender Beweisfuͤhrung von Seiten de Verſicherten 
die gemaͤß dieſer Polize gezeichnete Summe oder ſoviel davon zur voͤlligen 
Deckung des Schades und der angewandten außerordentlichen Koſten erforder- 
lich iſt, prompt zu entrichten, indem fie in allen ſowohl gedruckten als beige- 
ſchriebenen Klauſeln (wovon die letzteren den erſteren vollkommen gleich zu 
achten oder vielmehr denſelben vorzuziehen find), zuvoͤrderſt ihr Statut zum 
Grunde legt und ſich übrigens den Beſtimmungen der Hamburger Aſſekuranz— 
und Havarie-Ordnung vom 10. September 1731. und den Hamburger Uſan⸗ 
zen, und wo dieſe nicht ausreichen, dem Preußiſchen Allgemeinen Landrecht 
unterwirft. 


So geſchehen Stettin, den ten 18 
Die Direktion der Preußiſchen National-Verſicherungs— 
geſellſchaft. | 
6, i 
Preußiſche National-Verſicherungsgeſellſchaft in Stettin. 
Feuerverſicherung 
Police 
M 
Die Geſellſchaft verſichert unter den umſtehenden allgemeinen und den nach— 
folgenden beſonderen Bedingungen gemaͤß dem unterm aus⸗ 


geſtell⸗ 
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geſtellten Antragsbogen dem wohnend fuͤr 

den Zeitraum vom Tage des Monats Acht⸗ 

zehnhundert bis zum Tage des Monats 
Achtzehnhundert Mittags 12 Uhr. 


Stettin, am ten Tage des Monats 
Eintauſend Achthundert 
Praͤmie 
Stempel 
Porto 


zuſammen 


(Fr. 2659.) Miniſterialerklaͤrung über die zwiſchen der Königlich Preußiſchen und der Fuͤrſt⸗ 
lich Reuß= Plauifchen Regierung älterer Linie getroffene Uebereinkunft zur 
Beförderung der Rechtspflege. Vom mem 1845. 
wiſchen dem Königlich Preußiſchen Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegen⸗ 
heiten zu Berlin und der Fuͤrſtlich Reuß⸗Plauiſchen Regierung, älterer Lie zu 
Greiz iſt zur Befoͤrderung der Rechtspflege folgende Uebereinkunft getroffen 
worden: 


J. Allgemeine Beſtimmungen. 


ö Artikel 1. 

Die Gerichte der beiden kontrahirenden Staaten leiſten einander unter 
den nachſtehenden Beſtimmungen und Einſchraͤnkungen, ſowohl in Zivil- als 
Strafrechtsſachen diejenige Rechtshuͤlfe, welche ſie den Gerichten des Inlandes 
nach deſſen Geſetzen und Gerichtsverfaſſung nicht verweigern duͤrfen. 


II. Beſondere Beſtimmungen. 
J. Ruͤckſichtlich der Gerichtsbarkeit in bürgerlichen Rechts— 
Streitigkeiten. 


Artikel 2. 

Die in Zivilſachen in dem einen Staate ergangenen und nach deſſen 
Geſetzen vollſtreckbaren richterlichen Erkenntniſſe, Kontumazialbeſcheide und Agni⸗ 
tionsreſolute oder Mandate ſollen, wenn ſie von einem nach dieſem Vertrage als 
kompetent anzuerkennenden Gerichte erlaſſen ſind, auch in dem andern Staate 
an dem dortigen 1 a des Sachfaͤlligen unweigerlich vollſtreckt werden. 

Daſſelbe ſoll auch ruͤckſichtlich der in Prozeſſen vor dem kompetenten 
Gericht geſchloſſenen und nach den Geſetzen des letzteren vollſtreckbaren Ver— 
gleiche Statt finden. 

Wie weit Wechſelerkenntniſſe auch gegen die Perſon des Verurtheilten 
in dem andern Staate vollſtreckt werden koͤnnen, iſt im Artikel 29. beſtimmt. 

Artikel 3. 

Ein von einem zuſtaͤndigen Gericht gefaͤlltes rechtskräftiges Zivilerkennt— 

niß begruͤndet vor den Gerichten des andern der kontrahirenden Staaten die 
(Nr. 26582659.) Ein⸗ 
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Einrede der rechtskraͤftig entſchiedenen Sache mit denſelben Wirkungen, als 
wenn das Erkenntniß von einem Gerichte desjenigen Staates, in welchem die 
Einrede geltend gemacht wird, geſprochen waͤre. 


Artikel 4. 


Keinem Unterthan iſt es erlaubt, ſich durch freiwillige Prorogation einer 
nach den Beſtimmungen des gegenwaͤrtigen Vertrages nicht kompetenten Ge— 
richtsbarkeit des andern Staates zu unterwerfen. ö 

Keine Gerichtsbehoͤrde iſt befugt, der Requiſition eines ſolchen geſetzwidrig 
prorogirten Gerichts um Stellung des Beklagten oder Vollſtreckung des Er⸗ 
kenntniſſes Statt zu geben, vielmehr wird jedes von einem ſolchen Gericht ge— 
ſprochene Erkenntniß in dem andern Staate als unguͤltig betrachtet. 


Artikel 5. 


Der Klaͤger Beide Staaten erkennen den Grundſatz an, daß der Klaͤger dem Ge⸗ 
lagen Be“ richtsſtande des Beklagten zu folgen habe; es wird daher das Urtheil dieſer 
Gerichtsſtelle nicht nur, inſofern daſſelbe etwas gegen den Beklagten, ſondern 
auch inſofern es etwas gegen den Klaͤger, z. B. ruͤckſichtlich der Erſtattung 
von Unkoſten verfuͤgt, in dem andern Staate als rechtsguͤltig anerkannt und 
vollzogen. 5 
Artikel 6. 

Widerklage. Fuͤr die Widerklage iſt die Gerichtsbarkeit des uͤber die Vorklage zu— 
ſtaͤndigen Richters begruͤndet, dafern nur jene mit dieſer in rechtlichem Zu- 
ſammenhange ſteht und ſonſt nach den Landesgeſetzen des Vorbeklagten zu— 
laͤſſig it. 

Artikel 7. 

Provoka⸗ Die Provokationsklagen (ex lege diffamari oder ex lege si contendat) 

tionsklagen. werden erhoben vor demjenigen Gerichte, vor welches die rechtliche Ausfuͤhrung 
des Hauptanſpruchs gehoͤren wuͤrde; es wird daher die vor dieſem Gerichte, 
beſonders im Fall des Ungehorſams, ausgeſprochene Sentenz von der Obrig— 
keit des Provozirten als rechtsguͤltig und vollſtreckbar anerkannt. 


Artikel 8. 


Perſönlicher Der perſoͤnliche Gerichtsſtand, welcher entweder durch den Wohnſitz in 

Gerichtsſand. einem Staake oder bei denen, welche einen eigenen Wohnſitz noch nicht ge- 
nommen haben, durch die Herkunft in dem Gerichtsſtande der Eltern begründet 
iſt, wird von beiden Staaten in perſoͤnlichen Klageſachen dergeſtalt anerkannt, 
daß die Unterthanen des einen Staates von den Unterthanen des andern Staates 
in der Regel und in ſofern nicht in nachſtehend erwähnten Faͤllen fpezielle Ge— 
richtsſtaͤnde konkurriren, nur vor ihrem reſp. perſoͤnlichen Richter belangt wer— 
den duͤrfen. 

Artikel 9. 


Ob Jemand einen Wohnſitz in einem der kontrahirenden Staaten habe, 
wird nach den Geſetzen deſſelben beurtheilt. 4 
1 
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Artikel 10. 

Wenn Jemand in beiden Staaten ſeinen Wohnſitz in landesgeſetz— 
lichem Sinne genommen hat, haͤngt die Wahl des Gerichtsſtandes von dem 
Klaͤger ab. 

Artikel 11. 


Der Wohnſitz des Vaters, wenn dieſer noch am Leben iſt, begruͤndet 
zugleich den ordentlichen Gerichtsſtand der Kinder, welche ſich noch in ſeiner 
Gewalt befinden, ohne Ruͤckſicht auf den Ort, wo die Kinder geboren worden 
ſind, oder ſich nur eine Zeit lang aufhalten. 


Artikel 12. 

Iſt der Vater verſtorben, ſo verbleibt der Gerichtsſtand, unter welchem 
derſelbe zur Zeit des Ablebens ſeinen Wohnſitz hatte, der ordentliche Gerichts— 
ſtand der Kinder, ſo lange dieſelben noch keinen eigenen ordentlichen Wohnſitz 
begruͤndet haben. 

Artikel 13. 

Hat das Kind zu Lebzeiten des Vaters oder nach ſeinem Tode den 
Wohnſtitz deſſelben verlaſſen und innerhalb drei Jahre nach erlangter Volljaͤh⸗ 
rigkeit oder aufgehobener vaͤterlicher Gewalt keinen eigenen feſten Wohnſitz ge— 
nommen, ſo verliert es, in den Preußiſchen Staaten, den Gerichtsſtand des 
Vaters und wird nach den Geſetzen ſeines jedesmaligen Aufenthalts beurtheilt. 


Artikel 14. 
Iſt der Vater unbekannt, oder das Kind nicht aus einer Ehe zur rech— 
ten Hand erzeugt, ſo richtet ſich der Gerichtsſtand eines ſolchen Kindes auf 
gleiche Art nach dem gewoͤhnlichen Gerichtsſtande der Mutter. 


Artikel 15. 

Die Beſtellung der Perſonalvormundſchaft fuͤr Unmuͤndige oder ihnen 
gleich zu achtende Perſonen gehoͤrt vor die Gerichte, wo der Pflegbefohlene ſich 
weſentlich aufhält. In Abſicht der zu dem Vermögen der Pflegbefohlenen ge- 
hoͤrigen Immobilien, welche unter der andern Landeshoheit liegen, ſteht der 
jenſeitigen Gerichtsbehoͤrde frei, wegen dieſer beſondere Vormuͤnder zu beſtellen 
oder den auswaͤrtigen Perſonalvormund ebenfalls zu beſtaͤtigen, welcher letztere 
jedoch bei den auf das Grundſtuͤck ſich beziehenden Geſchaͤften, die am Orte 
des gelegenen Grundſtuͤcks geltenden geſetzlichen Vorſchriften zu befolgen hat. 
Im erſteren Falle ſind die Gerichte der Hauptvormundſchaft gehalten, der Be— 
hoͤrde, welche wegen der Grundſtuͤcke beſondere Vormuͤnder beſtellt hat, aus den 
Akten die noͤthigen Nachrichten auf Erfordern mitzutheilen; auch haben die 
beiderſeitigen Gerichte wegen Verwendung der Einkuͤnfte aus den Gütern, fo 
weit ſolche zum Unterhalte und der Er iehung oder dem ſonſtigen Fortkommen 
der Pflegebefohlenen erforderlich ſind, FR mit einander zu vernehmen, und in 
deffen Verfolg das Nöthige zu verabreichen. 


Artikel 16. 

Diejenigen, welche in dem einen oder dem anderen Staate, ohne einen 
Wohnſitz daſelbſt zu haben, eine abgeſonderte Handlung, Fabrik oder ein an— 
deres dergleichen Etabliſſement beſitzen, ſollen wegen perfönlicher Verbindlichkeiten, 
welche fie in Anſehung ſolcher Etabliſſements eingegangen haben, ſowohl vor 
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den Gerichten des Landes, wo die Gewerbsanſtalten ſich befinden, als vor dem 
Gerichtsſtande des Wohnorts belangt werden koͤnnen. 
Artikel 17. 
Die Uebernahme einer Pachtung, verbunden mit dem perſoͤnlichen Auf: 
enthalte auf dem erpachteten Gute ſoll den Wohnſitz des Paͤchters im Staate 


Artikel 18. 

Ausnahmsweiſe koͤnnen jedoch: 

1) Studirende wegen der am Univerſitaͤtsorte von ihnen gemachten Schul— 
den oder anderer durch Vertraͤge oder Handlungen daſelbſt fuͤr ſie ent— 
ſtandenen Rechtsverbindlichkeiten, 

2) alle im Dienſte Anderer ſtehende Perſonen, ſo wie dergleichen Lehrlinge, 
Geſellen, Handlungsdiener, Kunſtgehuͤlfen, Hand- und Fabrikarbeiter in 
Injurien-, Alimenten- und Entſchaͤdigungsprozeſſen und in allen Rechts- 
Streitigkeiten, welche aus ihren Dienſt-, Erwerbs- und Kontraktsver⸗ 
haͤltniſſen entſpringen, 

ſo lange ihr Aufenthalt an dem Orte, wo ſie ſtudiren oder dienen, dauert, bei 
den dortigen Gerichten belangt werden. 

Bei verlangter Vollſtreckung eines von dem Gericht des temporären Auf- 
enthaltsortes geſprochenen Erkenntniſſes durch die Behoͤrde des ordentlichen per: 
ſoͤnlichen Wohnſitzes find jedoch die nach den Geſetzen des letzteren Ortes be— 
ſtehenden rechtlichen Verhaͤltniſſe desjenigen, gegen welchen das Erkenntniß voll- 
ſtreckt werden ſoll, zu betzſſehühe, N 

tee Artikel 19. 

Bei entſtehendem Kreditweſen wird der perſoͤnliche Gerichtsſtand des 
Schuldners auch als allgemeines Konkursgericht (Gantgericht) anerkannt; hat 
Jemand nach Art. 9., 10. wegen des in beiden Staaten zugleich genommenen 
Wohnſitzes einen mehrfachen perſoͤnlichen Gerichtsſtand, 0 entſcheidet fuͤr die 
Kompetenz des allgemeinen Konkursgerichts die Praͤvention. 

Der erbſchaftliche Liquidationsprozeß wird im Fall eines mehrfachen Ge: 
richtsſtandes von dem Gerichte wehe bei welchem er von den Erben oder 
dem Nachlaßkurator in Antrag gebracht wird. 

Der Antrag auf Konkurseröffnung findet nach erfolgter Einleitung eines 
erbſchaftlichen Liquidationsprozeſſes nur bei dem Gerichte Statt, bei welchem 
der letztere bereits rechtshaͤngig iſt. 

N Artikel 20. 

Der hiernach in dem einen Staate eröffnete Konkurs- oder Liquidations— 
Prozeß erſtreckt ſich auch auf das in dem andern Staate befindliche Vermögen 
des Gemeinſchuldners, welches daher auf Verlangen des Konkursgerichts von 
demjenigen Gericht, wo das Vermögen ſich befindet, fichergeftellt, inventirt und 
entweder in natura oder nach vorgaͤngiger Verſilberung zur Konkursmaſſe aus— 
geantwortet werden muß. f 

Hierbei finden jedoch folgende Einſchraͤnkungen Statt: 

1) Gehört zu dem auszuantwortenden Vermögen eine dem Gemeinſchuldner 
angefallene Erbſchaft, ſo kann das Konkursgericht nur die Ausantwortung 
des, nach erfolgter Befriedigung der Erbfchaftsgläubiger, in ſoweit nach 
den im Gerichtsſtande der Erbſchaft geltenden Geſetzen die Separation 

der 
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der Erbmaſſe von der Konkursmaſſe noch zulaͤſſig iſt, ſowie nach Berich- 
tigung der ſonſt auf der Erbſchaft ruhenden Laſten, verbleibenden Ueber— 
reſtes der Konkursmaſſe fordern. 

2) Ebenſo koͤnnen vor Ausantwortung des Vermoͤgens an das allgemeine 
Konkursgericht alle nach den Geſetzen desjenigen Staates, in welchem 
das auszuantwortende Vermögen ſich befindet, zulaͤſſigen Vindikations-, 
Pfand⸗, Hypotheken oder ſonſtige, eine vorzuͤgliche Befriedigung gewaͤh— 
renden Rechte an den zu dieſem Vermoͤgen gehörigen und in dem be⸗ 
treffenden Staate befindlichen Gegenſtaͤnden, vor deſſen Gerichten geltend 
gemacht werden, und iſt ſodann aus deren Erloͤs die Befriedigung dieſer 
Gläubiger zu bewirken und nur der Ueberreſt an die Konkursmaſſe ab- 
zuliefern, auch der etwa unter ihnen oder mit dem Kurator des allge- 
meinen Konkurſes oder erbſchaftlichen Liquidationsprozeſſes uͤber die Ve⸗ 
ritaͤt oder Prioritaͤt einer Forderung entſtehende Streit von denſelben 
Gerichten zu entſcheiden. 

Beſitzt der Gemeinſchuldner Bergtheile oder Kuxe oder ſonſtiges Berg⸗ 
werkseigenthum, ſo wird, Behufs der Befriedigung der Bergglaͤubiger, 
aus demſelben ein Spezialkonkurs bei dem betreffenden Berggericht ein- 
geleitet und nur der verbleibende Ueberreſt dieſer Spezialmaſſe zur Haupt⸗ 
konkursmaſſe abgeliefert. 

4) Ebenſo kann, wenn der Gemeinſchuldner Seeſchiffe oder dergleichen 
Schiffsparte beſitzt, die vorgaͤngige Befriedigung der Schiffsglaͤubiger aus 
dieſen Vermoͤgensſtuͤcken nur bei dem betreffenden See- und Handels— 
gericht im Wege eines einzuleitenden Spezialkonkurſes erfolgen. 

N Artikel 21. 

In ſo weit nicht etwa die in dem vorſtehenden Artikel 20. beſtimmten 
Ausnahmen eintreten, ſind alle Forderungen an den Gemeinſchuldner bei dem 
allgemeinen Konkursgericht einzuklagen, auch die Ruͤckſichts ihrer etwa bei den 
Gerichten des anderen Staats bereits anhaͤngigen Prozeſſe bei dem Konkurs⸗ 
gericht weiter zu verfolgen, es ſei denn, daß letzteres Gericht deren Fortſetzung 
und Entſcheidung bei dem prozeßleitenden Gerichte ausdruͤcklich genehmigt oder 
verlangt. 

Auch diejenigen der im Artikel 20. gedachten Realforderungen, welche von 
den Glaͤubigern bei dem beſonderen Gerichte nicht angezeigt, oder daſelbſt gar 
nicht oder nicht vollſtaͤndig bezahlt worden ſind, koͤnnen bei dem allgemeinen 
Konkursgerichte noch geltend gemacht werden, ſo lange bei dem letzteren nach 
den Geſetzen deſſelben eine Anmeldung noch zuläffig iſt. 

Dingliche Rechte werden jedenfalls nach den Geſetzen des Orts, wo die 
Sache belegen iſt, beurtheilt und geordnet. 

Hinſichtlich der Gültigkeit perſoͤnlicher Anſpruͤche entſcheiden, wenn es 
auf die Rechtsfaͤhigkeit eines der Betheiligten ankommt, die Geſetze des Staa⸗ 
tes, dem er angehoͤrt; wenn es auf die Form eines Rechtsgeſchaͤftes ankommt, 
die Geſetze des Staates, wo das Geſchaͤft vorgenommen worden iſt (Art. 33.); 
bei allen andern als den vorangeführten Fallen die Geſetze des Staates, wo 
die Forderung entſtanden iſt. Ueber die Rangordnung perſönlicher Anſpruͤche 
und deren Verhaͤltniß zu den dinglichen entſcheiden die am Orte des Konkurs— 
gerichts geltenden Geſetze. Nirgends aber darf ein Unterſchied zwiſchen in— 
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und auslaͤndiſchen Glaͤubigern, ruͤckſichtlich der Behandlung ihrer Rechte ge— 
macht werden. 

Artikel 22. 
Dinglicher Alle Realklagen desgleichen alle poſſeſſoriſchen Rechtsmittel, wie auch die 
Gerichtsstand. ſogenannten actiones in rem scriptae, muͤſſen, dafern fie eine unbewegliche 
Sache betreffen, vor dem Gerichte in deſſen Bezirk ſich die Sache befindet, — 
koͤnnen aber, wenn der Gegenſtand beweglich iſt, auch vor dem perſoͤnlichen 
Gerichtsſtande des Beklagten — erhoben werden, vorbehaltlich deſſen, was auf 

den Fall des Konkurſes beſtimmt iſt. 


Artikel 23. 
In dem Gerichtsſtande der Sache koͤnnen keine blos (rein) perſoͤnliche 
Klagen angeſtellt werden. 
Artikel 24. 


Eine Ausnahme von dieſer Regel findet jedoch Statt, wenn gegen den 
Beſitzer unbeweglicher Güter eine ſolche perfönliche Klage angeſtellt wird, welche 
aus dem Beſitze des Grundſtuͤcks oder aus Handlungen fließt, die er in der Eigen⸗ 
ſchaft als Gutsbeſitzer vorgenommen hat. Wenn daher ein ſolcher Grundbeſitzer 

1) die mit feinem Pächter oder Verwalter eingegangenen Verbindlichkeiten 
zu erfuͤllen, oder 
2) die zum Beſten des Grundſtuͤcks geleiſteten Vorſchuͤſſe oder gelieferten 
Materialien und Arbeiten zu verguͤten ſich weigert, oder wenn von den 
auf dem Grundſtuͤck angeſtellten dienenden Perſonen Anſpruͤche wegen 
des Lohns erhoben werden, oder 
3) der Grundbeſitzer die Patrimonialgerichtsbarkeit oder ein aͤhnliches Be— 
fugniß mißbraucht, oder 
4) feine Nachbarn im Beſttze ſtoͤrt; 
5) ſich eines auf das benachbarte Grundſtuͤck ihm zuſtehenden Rechts be— 
ruͤhmt, oder 
6) wenn er das Grundſtuͤck ganz oder zum Theil veräußert und den Kon- 
trakt nicht erfuͤllt, oder die ſchuldige Gewaͤhr nicht leiſtet, 
ſo muß derſelbe in allen dieſen Faͤllen bei dem Gerichtsſtande der Sache Recht 
ne DM fein Gegner ihn in feinem perſoͤnlichen Gerichtsſtande nicht be— 
angen will. 5 

Eben fo begründet ausnahmsweiſe auch der Beſitz eines Lehngutes für 
den Vaſallen, ſowie in allen Sachen, welche das Lehnsverhaͤltniß betreffen, die 
geſammte Hand an einem ſolchen Gute für die Mitbelehnten, zugleich einen per— 
ſoͤnlichen Gerichtsſtand. 

Artikel 33. 
Gerichtsſtand Der Gerichtsſtand einer Erbſchaft iſt da, wo der Erblaſſer zur Zeit ſei— 
der Erbſchaft. nes Ablebens feinen perſoͤnlichen Gerichtsſtand hatte. 

Artikel 26, 

In dieſem Gerichtsſtande koͤnnen angebracht werden: 

1) Klagen auf Anerkennung eines Erbrechts, und ſolche, die auf Erfüllung 
oder Aufhebung teſtamentariſcher Verfuͤgungen gerichtet ſind; 
2) Klagen zwiſchen Erben, welche die Theilung der Erbſchaft oder die Ge— 
waͤhrleiſtung der Erbtheile betreffen. 
Doch 


— 825 — 


Doch kann dies (zu 1. und 2.) nur ſo lange geſchehen, als in dem 

e der Erbſchaft der Nachlaß noch ganz oder theilweiſe vor— 

anden iſt. 

? Endlich koͤnnen j 

3) in dieſem Gerichtsſtande auch Klagen der Erbſchaftsglaͤubiger und Lega— 

tarien angebracht werden, ſo lange ſie nach den Landesgeſetzen in dem 

Gerichtsſtande der Erbſchaft angeſtellt werden duͤrfen. 

In den zu 1. 2. und 3. angeführten Faͤllen bleibt es jedoch dem 

Ermeſſen der Klaͤger uͤberlaſſen, + fie ihre Klage, ſtatt in dem Gerichts— 

ſtande der Erbſchaft, in dem perſoͤnlichen Gerichtsſtande der Erben an— 

ſtellen wollen. 

Nicht minder ſteht jedem Miterben zu, die Klage auf Theilung der 
zum Nachlaſſe gehörenden Immobilien auch in dem dinglichen Gerichts— 
ſtande der letztern (Art. 22.) anzubringen. 

Artikel 27. 

Ein Arreſt kann in dem einen Staate unter den nach den Geſetzen deſſel— Gerichtsstand 
ben in Beziehung auf die eigenen Unterthanen vorgeſchriebenen Bedingungen des Arreiis. 
gegen den Buͤrger des andern Staates in deſſen in dem Gerichtsbezirke des 
Arreſtrichters befindlichem Vermoͤgen angelegt werden, und begruͤndet zugleich 
den Gerichtsſtand fuͤr die Hauptklage in ſoweit, daß die Entſcheidung des Ar— 
reſtrichters ruͤckſichtlich der Hauptſache nicht bloß an dem in ſeinem Gerichts— 
ſprengel befindlichen und mit Arreſt belegten, ſondern an allen in demſelben 
Lande befindlichen Vermoͤgensobjekten des Schuldners vollſtreckbar if. Die 
Anlegung des Arreſtes giebt jedoch dem Arreſtklaͤger kein Vorzugsrecht vor 
andern Glaͤubigern und verliert daher durch Konkurseroͤffnung uber das Ver⸗ 
moͤgen des Schuldners ſeine rechtliche Wirkung. 

Artikel W. 

Der Gerichtsſtand des Kontrakts, vor welchem eben ſowohl auf Erfuͤl- Gerichtsstand 
lung, als auf Aufhebung des Kontrakts geklagt werden kann, findet nur dann d. Kontrafts, 
ſeine Anwendung, wenn der Kontrahent zur Zeit der Ladung in dem Gerichts— 
bezirk ſich anweſend befindet, in welchem der Kontrakt geſchloſſen worden iſt 
oder in Erfuͤllung gehen ſoll. 

Artikel 29. 

Die Klauſel in einem Wechſelbriefe oder eine Verſchreibung nach Wech— 
ſelrecht, wodurch ſich der Schuldner der Gerichtsbarkeit eines jeden Gerichts 
unterwirft, in deſſen Bezirk er nach der Verfallzeit anzutreffen iſt, wird als 
gültig anerkannt, und begründet die Zuſtaͤndigkeit eines jeden Gerichts gegen 
den in ſeinem Bezirk anzutreffenden Schuldner. 

Aus dem ergangenen Erkenntniſſe ſoll ſelbſt die Perſonalerekution gegen 
den Schuldner bei den Gerichten des andern Staates vollſtreckt werden. 


Artikel 30. 

Bei dem Gerichtsſtande, unter welchem Jemand fremdes Gut oder Ver- Gerichtsstand 
moͤgen bewirthſchaftet oder verwaltet hat, muß er auch auf die aus einer ſolchen ber geführten 
Adminiſtration angeſtellte Klage ſich einlaſſen, fo lange nicht die Adminiſtration “ 1 
völlig beendigt und dem Verwalter über die abgelegte Rechnung quittirt iſt. 

Wenn daher ein aus der quittirten Rechnung verbliebener Ruͤckſtand ge⸗ 

(Nr. 2659.) fordert 


Intervention. 
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fordert oder eine ertheilte Quittung angefochten wird, ſo kann dieſes nicht bei 
dem vormaligen Gerichtsſtande der 11 8 Verwaltung geſchehen. 
Artikel 31. 

Jede Intervention, die nicht eine beſonders zu behandelnde Rechtsſache 
in einen ſchon anhaͤngigen Prozeß einmiſcht, ſie ſei prinzipal oder akzeſſoriſch, 
betreffe den Kläger oder den Beklagten, ſei nach vorgängiger Streitankuͤndigung 
oder ohne dieſelbe geſchehen, begruͤndet gegen den auslaͤndiſchen Intervenienten 
die Gerichtsbarkeit des Staates, in 1 der Hauptprozeß gefuͤhrt wird. 

Artikel 32. 
Sobald vor irgend einem in den bisherigen Artikeln beſtimmten Gerichts— 


" ſtande eine Sache rechtshaͤn ig geworden iſt, ſo iſt der Streit daſelbſt zu been- 


digen, ohne daß die Rechtshaͤngigkeit durch Veraͤnderung des Wohnſitzes oder 
Aufenthalts des Beklagten geſtoͤrt oder aufgehoben werden konnte. 

Die Rechtshaͤngigkeit einzelner Klageſachen wird durch die legale Inſi— 
nuation der Ladung zur Einlaſſung auf die Klage fuͤr begruͤndet erkannt. 


2. Ruͤckſichtlich der Gerichtsbarkeit in nicht ſtreitigen 
Rechtsſachen. 


Artikel 33. 

Alle Rechtsgeſchaͤfte unter Lebenden und auf den Todesfall werden, was 
die Guͤltigkeit derſelben ruͤckſichtlich ihrer Form betrifft, nach den Geſetzen des 
Orts beurtheilt, wo fie eingegangen find. 

Wenn nach der Verfaſſung des einen oder des andern Staates die 
Guͤltigkeit einer Handlung allein von der Aufnahme vor einer beſtimmten Be⸗ 
hoͤrde in demſelben abhaͤngt, ſo hat es auch hierbei ſein Verbleiben. 

Artikel 34. a 

Vertraͤge, welche die Begruͤndung eines dinglichen Rechts auf unbeweg— 
liche Sachen zum Zwecke haben, richten ſich lediglich nach den Geſetzen des 
Orts, wo die Sachen liegen. 


3. Ruͤckſichtlich der Strafgerichtsbarkeit. 
Artikel 35. 

Verbrecher und andere Uebertreter von Strafgeſetzen werden, ſoweit nicht 
die nachfolgenden Artikel Ausnahme beſtimmen, von dem Staate, dem ſie an— 
gehören, nicht ausgeliefert, ſondern daſelbſt wegen der in dem andern Staate 
begangenen Verbrechen zur Unterſuchung gezogen und beſtraft. Daher findet 
auch ein Kontumazialverfahren des andern Staates gegen ſie nicht Statt. 

Bei der Konſtatirung eines Forſtfrevels, welcher von dem Angehoͤrigen 
eines Staates in dem Gebiete des andern veruͤbt worden iſt, ſoll den offiziellen 
Angaben und Abſchaͤtzungen der kompetenten Forſt⸗ und Polizeibeamten des 
Orts des begangenen Frevels dieſelbe Beweiskraft, als den Angaben und Ab— 
ſchaͤtzungen inlaͤndiſcher Offizianten von der erkennenden Behörde beigelegt wer— 
den, wenn ein ſolcher Beamter auf die wahrheitsmaͤßige, treue und gewiſſen— 
hafte Angabe ſeiner Wahrnehmung und Kenntniß entweder im Allgemeinen 
oder in dem ſpeziellen Falle eidlich verpflichtet worden iſt, und weder einen De— 
nunzianten-Antheil, noch das Pfandgeld zu beziehen hat. 8 

r 
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Artikel 36. 

Wenn ein Unterthan des einen Staates in dem Gebiete des andern 
ſich eines Vergehens oder Verbrechens ſchuldig gemacht hat und daſelbſt er— 
griffen und zur Unterſuchung gezogen worden iſt, ſo wird, wenn der Verbrecher 
gegen juratoriſche Kaution oder Handgeloͤbniß entlaſſen worden und ſich in ſei— 
nen Heimathsſtaat zuruͤckbegeben hat, von dem ordentlichen Richter deſſelben 
das Erkenntniß des auslaͤndiſchen Gerichts, nach vorgängiger Requiſition und 
Mittheilung des Urtels ſowohl an der Perſon als an den in dem Staatsge— 
biete befindlichen Guͤtern des Verurtheilten vollzogen, vorausgeſetzt, daß die 
Handlung, wegen deren die Strafe erkannt worden iſt, auch nach den Geſetzen 
des requirirten Staates als ein Vergehen oder Verbrechen und nicht als eine 
blos polizei- oder finanzgeſetzliche Uebertretung erſcheint, ingleichen unbeſchadet 
des dem requirirten Staate zuſtaͤndigen Strafverwandlungs- oder Begnadigungs⸗ 
rechts. Ein Gleiches findet im Fall der Flucht eines Verbrechers nach der Ver— 
urtheilung oder wahrend der Strafverbuͤßung Statt. 

Hat ſich aber der Verbrecher vor der Verurtheilung der Unterfuchung 
durch die Flucht entzogen, ſo ſoll es dem unterſuchenden Gericht nur freiſtehen, 
unter Mittheilung der Akten auf Fortſetzung der Unterſuchung und Beſtrafung 
des Verbrechers, ſowie auf Einbringung der aufgelaufenen Unkoſten aus dem 
Vermoͤgen des Verbrechers anzutragen. In Faͤllen, wo der Verbrecher nicht 
vermoͤgend iſt, die Koſten der Strafvollſtreckung zu tragen, hat das requirirende 
Gericht ſolche, in Gemaͤßheit der Beſtimmung des Art. 45. zu erſetzen. 


Artikel 37. 

Hat der Unterthan des einen Staates Strafgeſetze des andern Staates Bebingt zu 
durch ſolche Handlungen verletzt, welche in dem Staate, dem er angehoͤrt, gar ne 
nicht verpönt find, z. B. durch Uebertretung eigenthuͤmlicher Abgabengeſetze, Po- kung. 
lizeivorſchriften und dergleichen „ und welche demnach auch von dieſem Staate 
nicht beſtraft werden koͤnnen, ſo ſoll auf vorgaͤngige Requiſition zwar nicht 
zwangsweiſe der Unterthan vor das Gericht des andern Staates geſtellt, dem- 
ſelben aber ſich ſelbſt zu ſtellen verſtattet werden, damit er ſich gegen die An— 
ſchuldigungen vertheidigen und gegen das in ſolchem Falle zuläſſtge Kontuma⸗ 
zialverfahren wahren koͤnne. 

Doch ſoll, wenn bei Uebertretung eines Abgabengeſetzes des einen Staa— 
tes dem Unterthanen des andern Staates Waaren in Beſchlag genommen wor— 
den find, die Verurtheilung, ſei es im Wege des Kontumazialverfahrens oder 
ſonſt inſofern eintreten, als ſie ſich nur auf die in Beſchlag genommenen Ge— 
genſtaͤnde beſchraͤnkt. In Anſehung der Kontravention gegen Zolggeſehe bewen⸗ 
det es bei dem unter den reſp. Vereinsſtaaten abgeſchloſſenen Zollkartell vom 
11. Mai 1833. 

Artikel 38. 


Der zuſtaͤndige Strafrichter darf auch, ſo weit die Geſetze ſeines Landes 
es geſtatten, uͤber die aus dem Verbrechen entſprungenen Privatanſpruͤche mit 
erkennen, wenn darauf von dem Beſchaͤdigten angetragen worden iſt. 
Artikel 39. 
Unterthanen des einen Staates, welche wegen Verbrechen oder anderer Auslieferung 
Uebertretungen ihr Vaterland verlaſſen und in den andern Staat ſich gefluͤch⸗ der, Geflüch- 
(Nr. 2659.) Bi 
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tet haben, ohne daſelbſt zu Unterthanen aufgenommen worden zu ſein, werden 
nach vorgaͤngiger Reguiſtion gegen Erſtattung der Koſten ausgeliefert. 
Artikel 40. 

Solche eines Verbrechens oder einer Uebertretung verdaͤchtige Indivi— 
duen, welche weder des einen noch des andern Staates Unterthanen ſind, wer— 
den, wenn ſie Strafgeſetze des einen der beiden Staaten verletzt zu haben be⸗ 
ſchuldigt find, demjenigen, in welchem die Uebertretung veruͤbt wurde, auf vor⸗ 
gängige Requiſition gegen Erſtattung der Koſten ausgeliefert; es bleibt jedoch 
dem requirirten Staate uͤberlaſſen, ob er dem Auslieferungsantrage Folge geben 
wolle, bevor er die Regierung des dritten Staates, welchem der Verbrecher 
angehoͤrt, von dem Antrage in Kenntniß geſetzt und deren Erklaͤrung erhalten 
habe, ob fie den Angeſchuldigten zur eigenen Beſtrafung reklamiren wolle. 


Artikel 41. 

In denſelben Faͤllen, wo der eine Staat berechtigt iſt, die Auslieferung 

eines Beſchuldigten zu fordern, iſt er auch verbunden, die ihm von dem andern 
Staate angebotene Auslieferung anzunehmen. 


Artikel 42. 

In Kriminalfaͤllen, wo die perſoͤnliche Gegenwart der Zeugen an dem 
Orte der Unterſuchung nothwendig iſt, ſoll die Stellung der Unterthanen des 
einen Staates vor das Unterſuchungsgericht des andern zur Ablegung des Zeug— 
niſſes, zur Konfrontation oder Rekognition gegen vollſtaͤndige Vergütung der 
Reiſekoſten und des Verſaͤumniſſes nie verweigert werden. 

Artikel 43. 

Da nunmehr die Faͤlle genau beſtimmt ſind, in welchen die Auslieferung 
der Angefchuldigten oder Geftellung der Zeugen gegenſeitig nicht verweigert wer- 
den ſoll, ſo hat im einzelnen Falle die Behörde, welcher fie obliegt, die bisher 
uͤblichen Reverſalien uͤber gegenſeitige gleiche Rechtswillfaͤhrigkeit nicht weiter 
zu verlangen. BE 

In Anſehung der vorgaͤngigen Anzeige der HOHEN Gerichte an die 
vorgeſetzten Behoͤrden bewendet es bei den in beiden Staaten deshalb getroffe— 
nen Anordnungen. 


III. Beſtimmungen ruͤckſichtlich der Koſten in Zivil- und 
Kriminalſachen. 
Artikel 44. 

Gerichtliche und außergerichtliche Prozeß- und Unterſuchungskoſten, welche 
von dem kompetenten Gericht des einen Staats nach den dort geltenden Vor: 
ſchriften feſtgeſetzt und ausdrücklich für beitreibungsfaͤhig erklart worden find, 
ſollen auf Verlangen dieſes Gerichts auch in dem andern Staate von dem 
daſelbſt ſich aufhaltenden Schuldner ohne Weiteres exekutiviſch eingezogen wer— 
den. Die den gerichtlichen Anwaͤlten an ihre Mandanten zuſtehenden Forde⸗ 
rungen an Gebuͤhren und Auslagen koͤnnen indeß in Preußen gegen die dort 
wohnenden Mandanten nur im Wege des Mandatsprozeſſes nach F. 1. der 
Verordnung vom 1. Juni 1833. geltend und beitreibungsfaͤhig gemacht werden; 
es iſt jedoch auf die Requiſition des jenſeitigen Prozeßgerichts das geſetzliche 
Verfahren von dem kompetenten Gericht einzuleiten, und dem auswärtigen 

Rechts⸗ 
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Rechtsanwalte Behufs der koſtenfreien Betreibung der Sache ein Aſſiſtent von 
Amts wegen zu beſtellen. eee 
rtikel 45. 


In allen Zivil- und Kriminalrechtsſachen, in welchen die Bezahlung der 
Unkoſten dazu unvermoͤgenden Perſonen obliegt, haben die Behoͤrden des einen 
Staates die Requiſitionen der Behoͤrden des andern ſportel- und ſtempelfrei zu 
expediren und nur den unumgaͤnglich noͤthigen baaren Verlag an Kopialien, 
Porto, Botenlöhnen, Gebühren der Zeugen und Sachverſtaͤndigen, Verpflegungs- 
und Transportkoſten zu liquidiren. 

Artikel 46. 5 

Den vor einem auswärtigen Gerichte abzuhoͤrenden Zeugen und andern 
Perſonen ſollen die Reiſe- und Zehrungskoſten, nebſt der wegen ihrer Verſaͤum⸗ 
niß ihnen gebuͤhrenden Vergütung, nach der von dem requirirten Gerichte ge⸗ 
ſchehenen Verzeichnung bei erfolgter wirklicher Siſtirung von dem requirirenden 
Gerichte ſofort verabreicht werden. 

Artikel 47. 

Zu Entſcheidung der Frage, ob die Perſon, welcher die Bezahlung der 
Unkoſten in Zivil- und Kriminalſachen obliegt, hinreichendes Vermoͤgen dazu 
beſitzt, ſoll nur das Zeugniß derjenigen Gerichtsſtelle erfordert werden, unter 
welcher dieſe Perſon ihre weſentliche Wohnung hat. 

Sollte dieſelbe ihre weſentliche Wohnung in einem dritten Staate haben 
und die Beitreibung der Koſten dort mit Schwierigkeiten verbunden ſein, ſo 
wird es angeſehen, als ob ſie kein hinreichendes eigenes Vermoͤgen beſitze. Iſt 
in Kriminalfaͤllen ein Angeſchuldigter zwar vermoͤgend, die Koſten zu entrichten, 
jedoch in dem geſprochenen Erkenntniſſe dazu nicht verurtheilt worden, ſo iſt 
dieſer Fall dem des Unvermoͤgens ebenfalls gleich zu ſetzen. 

f Artikel 48. 

Saͤmmtliche vorſtehende Beſtimmungen gelten nicht in Beziehung auf 
die Königlich Preußiſchen Rheinprovinzen. Auch ſtehen die Beſtimmungen des 
„ Vertrages mit der Beurtheilung der politiſchen Heimat in keiner 


erbindung. 
5 Artikel 49, | 

Die Dauer dieſer Uebereinkunft wird auf Zwölf Jahre, vom 1. Januar 
1846. an gerechnet, feſtgeſetzt. Erfolgt ein Jahr vor dem Ablaufe keine Auf- 
kuͤndigung von der einen oder andern Seite, ſo iſt ſie ſtillſchweigend als auf 
noch zwoͤlf Jahre weiter verlängert anzuſehen. 

Hieruͤber iſt Koͤniglich Preußiſcher Seits gegenwärtige Miniſterial⸗Erklaͤ⸗ 
rung e und ſolche mit dem Königlichen Inſiegel verſehen worden. 

Berlin, den 25. November 1845, 


(L. S.) 
Königlich Preußiſches Miniſterium der auswärtigen Angelegenheiten. 
Frh. von Canitz. 
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Vorſtehende Erklärung wird, nachdem ſolche gegen eine uͤbereinſtimmende 
Erklaͤrung der Fuͤrſtlich Reuß-Plauiſchen Regierung älterer Linie zu Greiz vom 
10. d. M. ausgewechſelt worden, hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 

Berlin, den 21. Dezember 1845, 

Der Staats- und Kabinetsminiſter fuͤr die auswaͤrtigen 

Angelegenheiten. 
Frh. v. Canitz. 


(Nr. 2660.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 28. November 1845., das Trauerreglement 
vom 7. Oktober 1797. betreffend. 


Da die Beſtimmungen des Trauerreglements vom 7. Oktober 1797. uͤber die 
Privat- und Familientrauer nicht ferner für ein Beduͤrfniß ie dieſe 
vielmehr mit Ruͤckſicht auf das Herkommen dem Gefühl der 2 etheiligten uͤber⸗ 
laſſen werden kann; die Anordnungen wegen der Hoftrauer aber nach den Um⸗ 
ftänden jedes einzelnen Falls dem Ermeſſen des Landesherrn vorbehalten bleiben 
muͤſſen, ſo will Ich auf den Bericht des Staatsminiſteriums vom 14. d. M. 
die Beſtimmungen des erwaͤhnten Reglements in Anſehung der Hoftrauer, ſowie 
der Privat- und Familientrauer, hierdurch außer Kraft ſetzen; dagegen verbleibt 
es in Anſehung der Landestrauer bei den hierüber im $. I. jenes Reglements 
gegebenen Vorſchriften. Dieſer Mein Befehl iſt durch die Geſetzſammlung zur 
öffentlichen Kenntniß zu bringen. 
Charlottenburg, den 28. November 1845. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 


(Nr. 2661.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 5. Dezember 1845., betreffend die Eides⸗ 
leiſtungen fuͤrſtlicher Perſonen in Prozeſſen und Unterſuchungsſachen in 
Neuvorpommern und im Bezirke des Juſtizſenats zu Ehrenbreitſtein. 


Au Ihren Bericht vom 27. Oktober d. J. beſtimme Ich hierdurch, daß in 
Neuvorpommern und Ruͤgen bei Abnahme eines Eides, welchen eine Perſon 
fuͤrſtlichen Standes als Partei oder Zeuge in einem Zivilprozeſſe oder in einer 
Unterfuchungsfache zu leiſten hat, nach den Vorſchriften der Allg. Gerichts- 
ordnung Thl. I. Tit. 10. $. 203. Nr. 1. und H. 315., und der Kriminal⸗ 
ordnung $. 335. Nr. 1., ingleichem im Bezirke des Juſtizſenats zu Ehrenbreit⸗ 
ſtein, wo durch die Erlaſſe vom 11. Oktober 1831. und 8. September 1832. 
die Kriminalordnung und der, von den fiskaliſchen Unterſuchungen handelnde 
zweite Abſchnitt des Tit. 35. Thl. I. der Allg. Gerichtsordnung bereits ein⸗ 
er find, auch in Faden A bei Abnahme eines, von einer Perſon fuͤrſt— 
ichen Standes zu leiſtenden Eides nach den oben angefuͤhrten ene, der 

lg. 
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Allg. Gerichtsordnung verfahren werden ſoll. — In den Beſtimmungen des 
Erlaſſes vom 3. Januar d. J. wegen der von den Haͤuptern vormals reichs⸗ 
ſtaͤndiſcher Familien in Prozeſſen zu leiſtenden Eide wird durch den gegenwaͤr— 
tigen Erlaß, welcher mit den, in demſelben in Bezug genommenen Vorſchriften 
der Allg. Gerichtsordnung und der Kriminalordnung durch die Geſetzſamm— 
lung bekannt zu machen iſt, nichts geaͤndert. 

Charlottenburg, den 5. Dezember 1845. 


* Friedrich Wilhelm. 
An den Staats- und Juſtizminiſter Uh den. | 


Auszug 

aus der Allg. Gerichtsordnung Thl. I. Titel 10. 

$. 203. Nr. 1. Wenn Perſonen fuͤrſtlichen Standes den (Zeugen-) Eid 
leiſten ſollen, ſo wird die im Vernehmun gsprotokolle zu verzeichnende 
Eidesformel denenſelben von dem Kommiſſarius vorgeleſen und zur 
eigenhaͤndigen Unterſchrift vorgelegt. 

$. 315. Der Schwoͤrende muß den Eid mit nachgeſprochenen Worten, und 
in der nach dem Gerichtsgebrauche uͤblichen Stellung ableiſten. Nur 
allein bei fuͤrſtlichen Perſonen, bei Mennoniten und anderen Reli— 
gionsverwandten, welche unter der ausdruͤcklichen Erlaubniß, keinen 
körperlichen Eid leiſten zu duͤrfen, im Staate aufgenommen ſind, 
ingleichem wegen der Tauben und Stummen, finden die Vorſchriften 
$. 203. Nr. 1. 5. und 6. und F. 227. Nr. 3. auch bei folchen 
Eidesleiſtungen Statt. 


Auszug 
a aus der Kriminalordnung. 
$. 335. Nr. 1. Wenn Perſonen fuͤrſtlichen Standes den (Zeugen⸗) Eid 
leiſten ſollen, ſo wird die im Vernehmungsprotokoll zu verzeichnende 
Eidesformel denſelben vom Inquirenten oder dem zu ihrer Verneh— 
mung ernannten Kommiſſarius vorgeleſen und zur eigenhaͤndigen 
Unterſchrift vorgelegt. 


(Nr. 2662.) Verordnung, betreffend die Publikation der Beſchluͤſſe der Deutſchen Bundes— 
Verſammlung vom 5. Juli 1832. fuͤr die Provinzen Preußen und Poſen. 
Vom 5. Dezember 1845. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 

Verordnen hierdurch zur Herſtellung eines gleichmaͤßigen Verfahrens in allen 

Theilen Unſerer Monarchie: daß die von der Deutſchen Bundes verſammlung 

in der Sitzung vom 5. Juli 1832. gefaßten, fuͤr Unſere zum Deutſchen Bunde 

gehörigen Landestheile durch das Patent vom 25. September deſſelben Jahres 

(Nr. 26612668.) \ (Ge⸗ 
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(Geſetzſammlung Seite 216.) publizirten Beſchluͤſſe fortan auch in Unſeren 
Provinzen Preußen und Poſen Geſetzeskraft haben ſollen. N 

Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Charlottenburg, den 5. Dezember 1845. 
| (L. S.) Friedrich Wilhelm. 
11 Prinz von Preußen. i 
v. Boyen. Muͤhler. v. Nagler. Rother. Eichhorn. v. Thile. 
v. Savigny. v. Bodelſchwingh. Gr. zu Stolberg. Flottwell. 
Uh den. Frh. v. Canitz. 


(Nr. 2663.) Verordnung wegen Ausdehnung der Verordnung vom 23. Juli d. J., die Ab- 
änderung der $$. 4. 5. 6. 44. und 46. des Geſetzes vom 21. April 1825. 
hinſichtlich der an die Stelle der Naturaldienſte getretenen Dienſtgelder 
und anderen Leiſtungen in den vormals zum Königreich Weſtphalen gehö- 
rig geweſenen Theilen des Herzogthums Magdeburg betreffend, auf die 
uͤbrigen Landestheile der Provinz Sachſen, mit Ausnahme der Altmark, 
welche vormals zu dem genannten Koͤnigreiche gehoͤrt haben. Vom 11. 
Dezember 1845. 


Wir Friedrich 9 . von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
reußen 10 u. 

Da Unſere . Staͤnde der Provinz Sachſen einmuͤthig darauf angetragen 
haben, die zunaͤchſt nur für die vormals zum Königreich Weſtphalen gehörig 
geweſenen Theile des Herzogthums Magdeburg beſtimmte und fuͤr dieſe Lan— 
destheile publizirte Verordnung vom 23. Juli d. J. wegen Abaͤnderung der 
HH. 4. 5. 6. 44. und 46. des Geſetzes vom 21. April 1825. hinſichtlich der an 
die Stelle der Naturaldienſte getretenen Dienſtgelder und anderen Leiſtungen, 
auf die uͤbrigen vormals Weſtphaͤliſch geweſenen Theile der Provinz Sachſen 
auszudehnen, das Beduͤrfniß hierzu ſich auch bei den dieſerhalb veranlaßten 
Ermittelungen herausgeſtellt hat, ſo verordnen Wir auf den Antrag Unſeres 
Staatsminiſteriums, daß die gedachte Verordnung vom 23. Juli d. J. auch in 
den zuletzt erwaͤhnten Landestheilen der Provinz Sachſen, mit Ausnahme der 
Altmark, in deren Hinſicht es bei der beſonderen Verordnung vom 23. Juli d. J. 
ſein Bewenden behaͤlt, Anwendung finden ſoll. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 11. Dezember 1845. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Prinz von Preußen. 
v. Boyen. Mühler. v. Nagler. Rother. Eichhorn. v. Thile. 


v. Savigny. v. Bodelſchwingh. Gr. zu Stolberg. Flottwell. 
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